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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die in Anhang I Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) 
Nr aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 

Orientierungspreise für die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr 

aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des 
gemeinschaftlichen Produktionspreises für Thunfische, die für die 
Konservenindustrie bestimmt sind, für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung und die Bemessung von Erstattungen bei der Ausfuhr 
von Fischereierzeugnissen 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 20. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Fi 46/75: 

Die Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 7. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 
Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der Europäischen Gemeinschaften zu ihren 
Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die gemeinsame 
iVlarktorganisation für Fischereierzeugnisse 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die grundlegenden Bestimmungen betreffend die 
gemeinsame Marktorganisation für Fischereierzeug- 
nisse sind seit ihrem Erlaß wiederholt geändert 
worden. Diese Texte sind auf Grund ihrer Vielzahl, 
ihrer Komplexität und ihrer Verteilung auf mehrere 
Amtsblätter schwierig anzuwenden. Die für jede 
gesetzliche Regelung notwendige Übersichtlichkeit 
geht dabei verloren. Infolgedessen ist eine Kodifi- 
zierung dieser Texte angezeigt.. 

Mit dem Funktionieren und der Entwicklung des 
gemeinsamen Marktes für landwirtschaf Hiebe Erzeug- 
nisse muß die Gestaltung einer gemeinsamen Agrar- 
politik Hand in Hand gehen. Sie muß insbesondere 
eine gemeinsame Organisation der Agrarmä kte 
umfassen, die je nach Erzeugnis verschiedene 
Formen an nehmen kann. 

Der Fischerei kommt in der Agrarwirtschaft be- 
stimmter Küstengebiete der Gemeinschaft besondere 
Bedeutung zu. Für die Fischer dieser Gebiete stellen 
die Erlöse aus dieser Erzeugung den überwiegenden 
Teil ihres Einkommens dar; es ist daher angezeigt, 
durch geeignete Maßnahmen den rationellen Absatz 
dieser Erzeugung zu fördern und die Stabilität des 
Marktes zu gewährleisten. 

Eine der Maßnahmen zur Durchführung der gemein- 
samen Marktorganisation ist die Anwendung ge- 
meinsamer Vermarktungsnormen für die betreffen- 
den Erzeugnisse. Zur Verbesserung der Rentabilität 
der Erzeugung sollten durch Anwendung dieser 
Normen Erzeugnisse von unzureichender Qualität 
vom Markt ferngehalten und die Handelsbeziehun- 
gen auf der Grundlage eines lauteren Wettbewerbs 
erleichtert werden. 

Die Anwendung dieser Normen macht eine Kon- 
trolle bei den den Normen unterliegenden Erzeug- 
nissen erforderlich. Es empfiehlt sich daher, Maß- 
nahmen vorzusehen, die eine solche Kontrolle ge- 
währleisten. 

Es ist angezeigt, im Rahmen der Vorschriften für 
das Funktionieren der Märkte Bestimmungen vor- 


zusehen, die eine Anpassung des Angebots an die 
Markterfordernisse ermöglichen und im Rahmen des 
Möglichen den Erzeugern ein angemessenes Ein- 
kommen gewährleisten. Die Gründung von Erzeu- 
gerorganisationen, deren Mitglieder verpflichtet 
sind, bestimmte Vorschriften, insbesondere auf dem 
Gebiet der Erzeugung und der Vermarktung, zu 
beachten, trägt in Anbetracht der besonderen Merk- 
male des Marktes für Fischereierzeugnisse zur Er- 
reichung dieser Ziele bei. 

Es empfiehlt sich, Bestimmungen zu erlassen, die 
die Gründung und Tätigkeit solcher Organisationen 
sowie die mit der Anwendung ihrer gemeinsamen 
Regeln verbundenen Investitionen erleichtern. Es 
sollte deshalb den Mitgliedstaaten ermöglicht wer- 
den, den Erzeugerorganisationen Beihilfen zu ge- 
währen, die zum Teil von der Gemeinschaft finan- 
ziert werden, wobei jedoch deren Höhe begrenzt 
werden muß. Außerdem sollten die Beihilfen nur 
während einer Übergangszeit gewährt werden und 
degressiv sein, damit sich die finanzielle Verant- 
wortung der Erzeuger schrittweise erweitert. 

Um bei Fischereierzeugnissen, die für das Ein- 
kommen der Erzeuger von besonderer Bedeutung 
sind, Marktlagen zu beseitigen, die zu Preisen 
führen könnten, die unter Umständen Störungen auf 
dem Gemeinschaftsmarkt hervorrufen, ist es not- 
wendig, für jedes dieser Erzeugnisse einen für die 
Produktionsgebiete der Gemeinschaft repräsenta- 
tiven Orientierungspreis festzusetzen, der zur Be- 
stimmung des Preisniveaus für die Marktinterven- 
tionen dient. 

Im Hinblick auf die Preisstabilisierung ist es 
wünschenswert, daß diese Organisationen auf dem 
Markt intervenieren können, und zwar insbeson- 
dere durch Anwendung eines Rücknahmepreises, 
bei dessen linterschreitung die von ihren Mitglie- 
dern angebotenen Erzeugnisse aus dem Handel 
genommen werden. 

In gewissen Fällen und unter bestimmten Voraus- 
setzungen ist es zweckmäßig, die Maßnahmen der 
Erzeugerorganisationen dadurch zu unterstützen, 
daß ihnen für die aus dem Handel genommenen 
Mengen ein finanzieller Ausgleich gewährt wird. 

Zur Vermeidung von Preisstürzen bei Sardinen 
und Sardellen empfiehlt es sich, daß von den Mit- 
gliedstaaten hierzu eigens bezeichnete Stellen die 
genannten Erzeugnisse, die ihren Ursprung in der 
Gemeinschaft haben und den gemeinsamen Ver- 
marktungsnormen entsprechen, aufkaufen. 

Wird für bestimmte gefrorene Erzeugnisse eine 
deutlich rückläufige Entwicklung der Preise festge- 
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stellt, so sollte die Möglichkeit vorgesehen werden, 
den Erzeugern Beihilfen für die private Lager- 
haltung der betreffenden Erzeugnisse mit Ursprung 
in der Gemeinschaft zu gewähren. 

Eine Preissenkung bei der Einfuhr von Thunfisch, 
der für die Konservenindustrie bestimmt ist, kann 
das Einkommensniveau der Erzeuger dieser Waren 
innerhalb der Gemeinschaft gefährden. Diesen Er- 
zeugern sollten deshalb, soweit erforderlich, Aus- 
gleichsentschädigungen gewährt werden. 

Es ist angebracht, zu gegebener Zeit eine Über- 
prüfung der verschiedenen Formen des Interven- 
tionssystems vorzusehen, um die erforderlichen 
Maßnahmen treffen zu können, mit denen das Inter- 
ventionssystem auf die finanzielle Verantwortung 
der Erzeugerorganisationen gestützt werden soll. 

Bei etwaigen Erzeugnissen empfiehlt es sich, Maß- 
nahmen gegenüber Einfuhren aus dritten Ländern 
zu anomal niedrigen Preisen zu treffen, um Störun- 
gen auf den Märkten der Gemeinschaft zu ver- 
hindern. 

Dank dieser Regelung ist für die meisten Erzeug- 
nisse an der Außengrenze der Gemeinschaft auf alle 
mengenmäßigen Beschränkungen zu verzichten und 
nur die Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs anzu- 
wenden; dieser Mechanismus kann sich unter be- 
sonderen Umständen als unzureichend erweisen; 
damit der Gemeinschaftsmarkt in solchen Fällen 
nicht schutzlos Störungen ausgesetzt ist, die sich aus 
dem Wegfall der früheren Einfuhrhemmnisse er- 
geben könnten, empfiehlt es sich, der Gemeinschaft 
zu ermöglichen, rasch alle erforderlichen Vorkeh- 
rungen zu treffen. 

Es liegt jedoch im Interesse der Gemeinschaft, für 
bestimmte Erzeugnisse die Anwendung der sich aus 
dem Gemeinsamen Zolltarif ergebenden Zölle voll- 
ständig auszusetzen; denn die Gemeinschaftserzeu- 
gung an Hering und Thunfisch reicht nicht aus, so 
daß es sich empfiehlt, für die Nahrungsmittel ver- 
arbeitende Industrie, die diese Erzeugnisse verwen- 
det, Versorgungsbedingungen zu schaffen, die ver- 
gleichbar sind mit denen, die die ausführenden 
Drittländer genießen, um die Entwicklung dieser 
Industrie im Rahmen der internationalen Wett- 
bewerbsbedingungen nicht zu hindern. Die Nach- 
teile, die den Gemeinschaftserzeugern von Thun- 
fisch aus dieser Regelung erwachsen können, dürf- 
ten durch Gewährung der zu diesem Zweck vorge- 
sehenen Entschädigung ausgeglichen werden. Des 
weiteren rechtfertigen Gründe sozialer Art die Bei- 
behaltung der traditionellen Handelsströme für die 
Versorgung mit Grundnahrungsmitteln, wie gesalze- 
nem und getrocknetem Kabeljau. 

Für einige Erzeugnisse ist es noch nicht möglich, 
eine gemeinschaftliche Einfuhrregelung festzulegen. 
Es ist daher erforderlich, den Mitgliedstaaten zu 
gestatten, die mengenmäßigen Beschränkungen für 
diese Erzeugnisse, die sich aus ihrer nationalen 
Regelung ergeben, beizubehalten. 


Es empfiehlt sich, ergänzend zu dem oben be- 
schriebenen System, soweit dies für sein reibungs- 
loses Funktionieren erforderlich ist, vorzusehen, daß 
die Inanspruchnahme des aktiven Veredelungsver- 
kehrs geregelt und, soweit es die Marktlage erfor- 
dert, untersagt werden kann. Ferner empfiehlt es 
sich, die Erstattungen in der Weise festzusetzen, 
daß die von der Verarbeitungsindustrie der Ge- 
meinschaft im Hinblick auf die Ausfuhr verwende- 
ten gemeinschaftlichen Rohstoffe nicht durch eine 
Regelung des aktiven Veredelungsverkehrs benach- 
teiligt werden, die die Verarbeitungsindustrie ver- 
anlassen würde, die Einfuhr von Grunderzeugnissen 
aus dritten Ländern vorzuziehen. 

Es muß vermieden werden, daß der Wettbewerb 
auf den Märkten außerhalb der Gemeinschaft zwi- 
schen den Unternehmen der Gemeinschaft verfälscht 
wird. Es empfiehlt sich daher, gleiche Wettbewerbs- 
bedingungen durch eine Gemeinschaftsregelung her- 
zustellen, die für Fischereierzeugnisse die Möglich- 
keit von Erstattungen bei der Ausfuhr nach dritten 
Ländern vorsieht, soweit dies erforderlich ist, um 
die Beteiligung der Gemeinschaft am internationalen 
Handel mit den betreffenden Erzeugnissen sicherzu- 
stellen, und sofern diese Ausfuhren wirtschaftlich 
bedeutsam sind. 

Die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung und die Anwendung mengenmäßiger Be- 
schränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung 
im innergemeinschaftlichen Handel sind gemäß dem 
Vertrag unmittelbar verboten. Zur Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Fischerei- 
erzeugnisse gehört außerdem die Beseitigung aller 
Abgaben mit gleicher Wirkung wie Zölle und aller 
mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnahmen 
gleicher Wirkung, die Bestandteil der Marktord- 
nungen der einzelnen Länder für Fischereierzeug- 
nisse waren. Schließlich ist mit Anwendung der 
Maßnahmen der gemeinsamen Marktorganisation 
für Fischereierzeugnisse die Entscheidung des Rates 
vom 20. Dezember 1969 über die Regelung der 
Mindestpreise nicht mehr anwendbar. 

Die Verwirklichung eines Gemeinsamen Marktes 
auf der Grundlage eines gemeinsamen Preissystems 
würde durch gewisse Beihilfen in Frage gestellt. Es 
empiehlt sich deshalb, daß die Bestimmungen des 
Vertrages, nach denen die von den Mitgliedstaaten 
gewährten Beihilfen beurteilt und die mit dem Ge- 
meinsamen Markt unvereinbaren Beihilfen verboten 
werden können, im Bereich der Fischwirtschaft an- 
gewandt werden. 

Der Übergang von der gegenwärtigen Regelung 
auf die durch diese Verordnung eingeführte Rege- 
lung muß unter den bestmöglichen Bedingungen er- 
folgen. Es können deshalb Ubergangsmaßnahmen 
erforderlich werden. Es ist daher die Möglichkeit 
vorzusehen, solche Übergangsmaßnahmen zu er- 
lassen. 
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Die gemeinsame Marktorganisation für Fischerei- 
erzeugnisse muß überdies den in den Artikeln 39 
und 110 des Vertrages genannten Zielen in geeig- 
neter Weise Rechnung tragen. 

Bei der Anwendung dieser gemeinsamen Markt- 
organisation ist ferner das Interesse der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen, die Fischbestände soweit 
wie möglich zu erhalten. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Bestimmungen zu erleichtern, ist ein Verfahren 
vorzusehen, durch das im Rahmen eines Verwal- 
tungsausschusses eine enge Zusammenarbeit zwi- 
schen den Mitgliedstaaten und der Kommission 
herbeigeführt wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Es wird eine gemeinsame Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse errichtet, die eine Preis- 
und Handelsregelung sowie gemeinsame Wett- 
bewerbsregeln umfaßt. 


2. Diese Marktorganisation gilt für nachstehende 
Erzeugnisse: 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

a) 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht 
lebend), gekühlt oder gefroren 

b) 

03.02 

Fische, nur gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert 

C) 

03.03 

Krebstiere und Weichtiere (auch 
ohne Panzer oder Schale), frisch 
(lebend oder nicht lebend), ge- 
kühlt, gefroren, getrocknet, ge- 
salzen oder in Salzlake; 

Krebstiere in ihrem Panzer, nur 
in Wasser gekocht 

d) 

05.15 

Waren tierischen Ursprungs, an- 
derweit weder genannt noch in- 
begriffen; nichtlebende Tiere des 
Kapitels 1 oder 3, ungenießbar: 



A. Fische, Krebstiere und Weich- 
tiere 

e) 

16.04 

Fische, zubereitet oder haltbar 
gemacht, einschließlich Kaviar 
und Kaviarersatz 

f) 

16.05 

Krebstiere und Weichtiere, zube- 
reitet oder haltbar gemacht 


g) 23.01 Mehl von Fleisch, von Schlacht- 

abfall, von Fischen, von Krebs- 
tieren oder von Weichtieren, un- 
genießbar; Grieben: 

B. Mehl von Fischen, von Krebs- 
tieren oder von Weichtieren 


TITEL I 

Vermarktungsnormen 

Artikel 2 

1. Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse oder 
für Gruppen dieser Erzeugnisse können gemein- 
same Vermarktungsnormen und deren Anwen- 
dungsbereich festgelegt werden. Diese Normen 
können sich insbesondere auf die Einteilung 
nach Güte-, Größen- oder Gewichtsklassen, Ver- 
packung, Aufmachung sowie Etikettierung er- 
strecken. 

2. Nach Erlaß dieser Normen dürfen die Erzeug- 
nisse, auf die sie angewandt werden, vorbehalt- 
lich von Sondervorschriften, die für den Handel 
mit Drittländern erlassen werden können, nur 
dann feilgehalten, angeboten, verkauft oder 
sonst in den Verkehr gebracht werden, wenn sie 
den genannten Normen entsprechen. 

3. Die Normen sowie die allgemeinen Regeln für 
ihre Anwendung einschließlich der in Absatz 2 
genannten Sondervorschriften werden vom Rat 
auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit erlassen. 


Artikel 3 

Die Anpassungen, die bei den gemeinsamen Ver- 
marktungsnormen vorzunehmen sind, um den Er- 
fordernissen der Produktionsverfahren Rechnung zu 
tragen, werden gemäß dem Verfahren des Artikels 
32 beschlossen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten kontrollieren, ob die Er- 
zeugnisse, für die gemeinsame Vermarktungs- 
normen festgelegt worden sind, diesen Normen 
entsprechen. Diese Kontrolle kann auf allen Han- 
delsstufen sowie während des Transports durch- 
geführt werden. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen geeignete Maßnah- 
men, um Verstöße gegen die in Artikel 2 vorge- 
sehenen Bestimmungen zu ahnden. 

3. Die Mitgliedstaaten teilen den anderen Mit- 
gliedstaaten sowie der Kommission spätestens 
einen Monat nach Inkrafttreten der einzelnen 
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Vermarktungsnormen Namen und Anschrift der 
Stellen mit, die mit der Kontrolle des Erzeug- 
nisses oder der Gruppe von Erzeugnissen, für 
welche die betreffende Norm erlassen wurde, 
beauftragt worden sind. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu Absatz 1 wer- 
den, soweit erforderlich, nach dem Verfahren des 
Artikels 32 erlassen. Hierbei ist besonders dar- 
auf zu achten, daß die Koordinierung der Tätig- 
keit der Kontrollstellen sowie die einheitliche 
Auslegung und Anwendung der gemeinsamen 
Vermarktungsnormen gewährleistet sind. 

TITEL II 

Erzeugerorganisationen 

Artikel 5 

1. „Erzeugerorganisationen" im Sinne dieser Ver- 
ordnung sind alle anerkannten Organisationen 
oder Vereinigungen solcher Organisationen, die 
auf Veranlassung der Erzeuger zu dem Zweck 
gegründet worden sind, Maßnahmen zu treffen, 
die geeignet sind, die rationelle Ausübung der 
Fischerei und die Verbesserung der Verkaufs- 
bedingungen für ihre Erzeugnisse zu gewähr- 
leisten. 

Diese Maßnahmen, die insbesondere die Durch- 
führung von Fischereiplänen, die Konzentration 
des Angebots und die Preisregulierung fördern 
sollen, müssen für die Mitglieder die Verpflich- 
tung vorsehen: 

— die gesamte Produktion des Erzeugnisses 
oder der Erzeugnisse, derentwegen sie beige- 
treten sind, über die Erzeugerorganisation 
abzusetzen; diese kann beschließen, daß die 
Verpflichtung nicht gilt, soweit der Absatz 
nach zuvor festgelegten gemeinsamen Regeln 
erfolgt; 

— bei der Erzeugung und Vermarktung die Vor- 
schriften anzuwenden, die die Erzeugerorga- 
nisation insbesondere im Hinblick auf die 
qualitative Verbesserung der Erzeugnisse 
und die Anpassung der Angebotsmenge an 
die Markterfordernisse festgelegt hat. 

2. Der Rat regelt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Anwendung die- 
ses Artikels. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten können den Erzeugerorgani- 
sationen, die nach Inkrafttreten dieser Verord- 
nung gegründet werden, Beihilfen gewähren, 
um ihre Gründung zu fördern und ihre Tätigkeit 
zu erleichtern. 


Diese Beihilfen werden in den drei auf die An- 
erkennung folgenden Jahren gewährt. Sie dürfen 
im ersten Jahr nicht mehr als 3 v. H., im zweiten 
Jahr nicht mehr als 2 v. H. und im dritten Jahr 
nicht mehr als 1 v. H. des Wertes der im Rahmen 
der Tätigkeit der Erzeugerorganisation vermark- 
teten Produktion ausmachen, jedoch im ersten 
Jahr höchstens 60 v. H., im zweiten Jahr höch- 
stens 40 v. H. und im dritten Jahr höchstens 
20 v. H. der Verwaltungskosten der Erzeuger- 
organisation betragen. 

Der Wert der vermarkteten Erzeugnisse wird für 
jedes Jahr pauschal auf folgender Grundlage 
bestimmt: 

— von den beigetretenen Erzeugern in den drei 
ihrem Beitritt vorausgehenden Kalender- 
jahren vermarktete Durchschnittsproduktion; 

— von diesen Erzeugern im gleichen Zeitraum 
erzielte durchschnittliche Erzeugerpreise. 

2. In den ersten fünf Jahren nach der Bildung der 
in Artikel 7 genannten Interventionsfonds kön- 
nen die Mitgliedstaaten den Erzeugerorganisa- 
tionen unmittelbar oder über Kreditinstitute Bei- 
hilfen in Form von Darlehen zu Sonderbedin- 
gungen zur Deckung eines Teils der voraussicht- 
lichen Kosten für Marktinterventionen im Sinne 
des Artikels 7 gewähren. 

3. Die Gründermitgliedstaaten können die Beihilfen 
für die vor Inkrafttreten dieser Verordnung ge- 
gründeten Erzeugerorganisationen und die neuen 
Mitgliedstaaten für die vor dem Beitritt gegrün- 
deten Erzeugerorganisationen zur Erleichterung 
ihrer Anpassung und ihrer Tätigkeit im Rahmen 
der Maßnahmen nach Artikel 5 Abs. 1 beibe- 
halten, sofern diese Beihilfen nicht höher sind 
und nicht längere Zeit hindurch gewährt werden 
als die gemäß Absatz 1 zulässigen Beihilfen. 

4. Die Beihilfen im Sinne dieses Artikels werden 
der Kommission in einem Bericht bekanntge- 
geben, den die Mitgliedstaaten ihr am Ende 
jedes Haushaltsjahres übermitteln. 

5. Der Rat regelt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Anwendung die- 
ses Artikels. 

Artikel 7 

Die ausschließliche Anerkennung einer Erzeuger- 
organisation für Fischereierzeugnisse für ein be- 
stimmtes wirtschaftliches Gebiet kann von den Mit- 
gliedstaaten erteilt werden, wenn die Erzeugerorga- 
nisation als repräsentativ für die Erzeugung und 
den Markt dieses Gebiets angesehen wird. 

Die Erzeuger, die der in dieser Weise anerkannten 
Erzeugerorganisation nicht angehören und die ihre 
Erzeugung in dem betreffenden Gebiet anlanden, 
können von den Mitgliedstaaten folgenden Regeln 
unterworfen werden: 
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a) Den gemeinsamen Regeln des Artikels 5 Abs. 1 
zweiter Unterabsatz zweiter Gedankenstrich für 
Erzeugung und Vermarktung; 

b) den von der betreffenden Organisation festge- 
legten Regeln betreffend den Rücknahmepreis, 
wenn dieser dem nach Artikel 10 Abs. 5 festge- 
setzten Preis gleich ist oder darüber liegt, ohne 
jedoch den Orientierungspreis zu übersteigen, 
und wenn er den gemäß Artikel 7 Abs. 1 dritter 
Unterabsatz erlassenen Bestimmungen entspricht. 

TITEL III 

Preisregelung 

Artikel 8 

1. Die Erzeugerorganisationen können für die unter 
Artikel 1 fallenden Erzeugnisse einen Rück- 
nahmepreis festsetzen, unter dem sie die von 
ihren Mitgliedern angelieferten Erzeugnisse 
nicht verkaufen. 

In diesem Fall 

— gewähren die Erzeugerorganisationen für die 
aus dem Handel genommenen Mengen der in 
Anhang I Abschnitte A und C aufgeführten 
Erzeugnisse, die den gemäß Artikel 2 festge- 
legten Normen entsprechen, den beigetrete- 
nen Erzeugern eine Entschädigung; 

— können die Erzeugerorganisationen für die 
aus dem Handel genommenen Mengen der 
sonstigen in Artikel 1 genannten Erzeugnisse, 
die in Anhang I Abschnitte A und C nicht 
aufgeführt sind, den beigetretenen Erzeugern 
eine Entschädigung zahlen. 

Für jedes in Artikel 1 genannte Erzeugnis kann 
gemäß Absatz 5 ein Höchstrücknahmepreis fest- 
gesetzt werden. 

2. Die Erzeugerorganisation darf über die so aus 
dem Handel genommenen Erzeugnisse nur in der 
Weise verfügen, daß der normale Absatz der 
betreffenden Produktion nicht behindert wird. 

3. Zur Finanzierung dieser Maßnahmen bilden die 
Erzeugerorganisationen Interventionsfonds, die 
durch Beiträge finanziert werden, die an Hand 
der in den Handel gebrachten Mengen bemessen 
werden, oder sie wenden ein Verrechnungs- 
system an. 

4. Die Erzeugerorganisationen teilen den einzel- 
staatlichen Behörden folgende Angaben mit, die 
diese der Kommission übermitteln: 

— Liste der Erzeugnisse, bei denen sie das in 
Absatz 1 genannte System anwenden wollen, 


— Zeitraum, in dem die Rücknahmepreise ange- 
wandt werden, 

— Höhe der vorgesehenen und angewandten 
Rücknahmepreise. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
erlassen. 

Artikel 9 

1. Vor Beginn des Fischwirtschaftsjahres wird für 
jedes der in Anhang I Abschnitte A und C auf- 
geführten Erzeugnisse ein Orientierungspreis 
und für frische oder gekühlte Sardinen und Sar- 
dellen ein Interventionspreis festgelegt, die nach 
Maßgabe von Absatz 2 und 3 bestimmt werden. 

Diese für die gesamte Gemeinschaft geltenden 
Preise werden für jedes Fisch Wirtschaftsjahr 
oder für die einzelnen Zeitabschnitte festgesetzt, 
in die das Fischwirtschaftsjahr unterteilt wird. 
Der Interventionspreis kann für die einzelnen 
Zeitabschnitte festgesetzt werden, in die das 
Fischwirtschaftsjahr entsprechend der jahreszeit- 
lich bedingten Preisentwicklung unterteilt wer- 
den kann. Diese Preise werden so festgesetzt, 
daß sie zur Stabilisierung der Marktpreise bei- 
tragen, ohne in der Gemeinschaft zu strukturel- 
len Überschüssen zu führen. 

2. Der Orientierungspreis wird auf Grund des 
Durchschnitts der Notierungen festgesetzt, die 
auf den repräsentativen Großhandelsmärkten 
oder in den repräsentativen Häfen während der 
letzten drei Fischwirtschaftsjahre vor der Fest- 
setzung dieses Orientierungspreises für einen 
erheblichen Teil der Gemeinschaftserzeugung für 
ein Erzeugnis mit genau festgelegten Handels- 
eigenschaften festgestellt wurden. 

3. Der lnterventionspreis wird nach Maßgabe der 
besonderen Merkmale der Erzeugung sowie der 
Märkte für die einzelnen Erzeugnisse auf einer 
Höhe festgesetzt, die zwischen 35 v. H. und 
45 v. H. des Orientierungspreises liegt. 

4. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Höhe der in Absatz 1 
genannten Orientierungs- und Interventions- 
preise fest. 

Artikel 10 

1. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission wäh- 
rend der Gesamtdauer der Anwendung des 
Orientierungspreises die Notierungen mit, die 
auf den repräsentativen Großhandelsmärkten 
oder in den repräsentativen Häfen für Erzeug- 
nisse mit den gleichen Merkmalen festgestellt 
werden, wie sie bei der Festsetzung des Orien- 
tierungspreises zugrunde gelegt wurden. 
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2. Als repräsentativ im Sinne von Absatz 1 gelten 
die Märkte und Häfen der Mitgliedstaaten, über 
die ein erheblicher Teil der Gemeinschaftspro- 
duktion eines bestimmten Erzeugnisses vermark- 
tet wird. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
sowie die Liste der repräsentativen Märkte und 
Häfen im Sinne von Absatz 2 werden nach dem 
Verfahren des Artikels 32 erlassen. 

Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren Erzeugerorganisa- 
tionen, die bei den in Anhang I Abschnitte A 
und C aufgeführten Erzeugnissen Interventionen 
im Rahmen von Artikel 7 durchführen, einen 
finanziellen Ausgleich, sofern 

a) von diesen Organisationen der gemäß Ab- 
satz 4 festgesetzte Rücknahmepreis ange- 
wandt wird; 

b) die zurückgezogenen Erzeugnisse den gemäß 
Artikel 2 festgelegten Normen entsprechen; 

c) die Entschädigung, die den beigetretenen Er- 
zeugern für die aus dem Handel genommenen 
Erzeugnismengen gewährt wird, nicht höher 
ist als der Betrag, der sich ergibt, wenn auf 
diese Mengen der Rücknahmepreis ange- 
wandt wird, der bei den Erzeugern, die den 
Anforderungen der gemeinsamen Vermark- 
tungsnormen für niedrigere Güteklasse als 
die in Absatz 4 genannte entsprechen, mit 
den jeweiligen Qualitätsanpassungskoeffi- 
zienten multipliziert wird. 

2. Der finanzielle Ausgleich wird nur gewährt, 
wenn die aus dem Handel genommenen Erzeug- 
nisse für andere Zwecke als zur menschlichen Er- 
nährung bestimmt sind oder unter solchen Bedin- 
gungen abgesetzt werden, daß der normale 
Absatz der betreffenden Erzeugung nicht behin- 
dert wird. 

3. Der Wert des finanziellen Ausgleichs entspricht 
dem Betrag, der sich ergibt, wenn auf die aus 
dem Handel genommenen Mengen folgender 
Preis angewandt wird: 

— ein Preis in Höhe von 60 v. H. des Orien- 
tierungspreises, wenn der Rücknahmepreis 
mehr als 65 v. H. des Orientierungspreises 
beträgt; 

— ein Preis in Höhe von 55 v. H. des Orien- 
tierungspreises, wenn der Rücknahmepreis 
65 v. H. des Orientierungspreises nicht über- 
schreitet; 

dieser Betrag wird mit dem Qualitätsanpassungs- 
koeffizienten des Absatzes 4 oder gegebenenfalls 
mit dem Koeffizienten des Absatzes 1 Buch- 
stabe c multipliziert. 


Dieser Betrag wird um den pauschal festgesetz- 
ten Wert des für andere Verwendungszwecke als 
zur menschlichen Ernährung bestimmten Erzeug- 
nisses oder um den Reinbetrag aus dem Absatz 
der Erzeugnisse zum Zwecke der menschlichen 
Ernährung gemäß Absatz 2 verringert. Der ge- 
nannte Wert wird zu Beginn des Fischwirtschafts- 
jahres festgesetzt; er wird jedoch geändert, 
wenn auf den Märkten der Gemeinschaft starke, 
anhaltende Preisschwankungen festgestellt 
werden. 

4. Der in Absatz 1 Buchstabe a genannte Rück- 
nahmepreis wird für jedes Erzeugnis in der 
Weise festgesetzt, daß ein Betrag von minde- 
stens 60 v. H. und höchstens 90 v. H. des Orien- 
tierungspreises mit dem Anpassungskoeffizienten 
derjenigen Güteklasse multipliziert wird, die 
unmittelbar unter der zur Festsetzung des Orien- 
tierungspreises dienenden Güteklasse liegt. 

Um den Erzeugern in den Anlandegebieten, die 
von den wichtigsten Verbrauchszentren der Ge- 
meinschaft sehr weit entfernt liegen, zufrieden- 
stellende Bedingungen für den Zugang zu den 
Märkten zu gewährleisten, können für diese Ge- 
biete Anpassungskoeffizienten auf den im ersten 
Unterabsatz genannten Preis angewandt werden. 
Diese Koeffizienten werden so festgesetzt, daß 
die Unterschiede zwischen den auf diese Weise 
angepaßten Preisen den Preisunterschieden ent- 
sprechen, die auf der Grundlage der natürlichen 
Bedingungen der Preisbildung auf dem Markt 
bei normaler Produktion vorherzusehen sind. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Vor- 
schriften über die Festsetzung des Hundertsatzes 
des Orientierungspreises, der bei der Berech- 
nung des Rücknahmepreises als Grundlage dient, 
und über die Festlegung der im vorstehenden 
Unterabsatz erwähnten Anlandegebiete. 

Der Rat prüft an Hand eines Berichtes der Kom- 
mission unter Berücksichtigung der Lage der 
Fischer in den weit entlegenen Gebieten die 
Folgen, welche die Anwendung der Anpassungs- 
koeffizienten auf die Berechnung des Finanzaus- 
gleichs haben könnte. Der Rat faßt auf Vorschlag 
der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die 
erforderlichen Beschlüsse. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
und der Rücknahmepreis werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 32 festgelegt. 


Artikel 12 

1. Liegen die der Kommission nach Artikel 10 
Abs. 1 mitgeteilten Notierungen für frische oder 
gekühlte Sardinen oder Sardellen für einen der 
repräsentativen Märkte oder Häfen im Sinne 
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von Artikel 10 Abs. 2 an drei aufeinanderfolgen- 
den Markttagen unter dem Interventionspreis, 
so stellt die Kommission unverzüglich fest, daß 
sich der Markt des betreffenden Erzeugnisses in 
einer ernsten Krise befindet. 

2. Vom Zeitpunkt dieser Feststellung an stellen 
die Mitgliedstaaten über die von ihnen zu die- 
sem Zweck bezeichneten Stellen oder natür- 
lichen oder juristischen Personen den Ankauf 
der diesen angebotenen Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in der Gemeinschaft sicher, sofern sie den 
gemeinsamen Vermarktungsnormcn entsprechen 
und nicht nach Artikel 8 Abs. 1 aus dem Handel 
genommen worden sind. 

Der Ankauf dieser Erzeugnisse erfolgt: 

— zu dem mit dem Anpassungskoeffizienten für 
die Güteklasse, die unmittelbar unter der 
zur Festsetzung des Orientierungspreises 
dienenden Güteklasse liegt, multiplizierten 
Interventionspreis, sofern die Erzeugnisse 
den Anforderungen der gemeinsamen Nor- 
men für diese Güteklasse oder für die höhe- 
ren Güteklassen entsprechen-, 

— zu dem mit dem Anpassungskoeffizienten für 
die Güteklassen, die unter der nach dem 
ersten Gedankenstrich aufgeführten Güte- 
klasse liegen, multiplizierten Interventions- 
preis, sofern die Erzeugnisse den Anforde- 
rungen der gemeinsamen Normen für diese 
Güteklassen entsprechen. 

3. Die Erzeugnisse, die gemäß diesem Artikel an- 
gekauft worden sind, müssen vorbehaltlich von 
Ausnahmeregelungen zu anderen Zwecken als 
zur menschlichen Ernährung bestimmt sein. 

4. Die Ankäufe werden eingestellt, wenn die No- 
tierungen an drei aufeinanderfolgenden Markt- 
tagen dem Interventionspreis entsprechen oder 
ihn überschreiten; die Kommission stellt unver- 
züglich fest, daß diese Bedingung erfüllt ist. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
erlassen. 


Artikel 13 

1. Die Kommission unterbreitet dem Rat einen Be- 
richt über die Ergebnisse der Anwendung der 
mit dieser Verordnung erlassenen Interventions- 
regelung und über die von den Erzeugerorgani- 
sationen aufgrund der Artikel 8 und 11 getroffe- 
nen Maßnahmen. 

2. Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Maßnahmen fest, die 
sich zur Einführung des auf die finanzielle Ver- 
antwortung der Erzeugerörganisation gestützten 


Interventionssystems auf allen Sektoren, auf 
denen Interventionen vorgesehen sind, als not- 
wendig erweisen. 

Artikel 14 

1. Für jedes in Anhang II aufgeführte Erzeugnis 
oder jede Gruppe solcher Erzeugnisse wird all- 
jährlich ein für die gesamte Gemeinschaft wäh- 
rend des ganzen Jahres geltender Orientierungs- 
preis festgesetzt; dieser Preis wird nach Artikel 
9 Abs. 2 bestimmt. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
Notierungen mit, die auf den repräsentativen 
Großhandelsmärkten oder in den repräsenta- 
tiven Häfen für Erzeugnisse oder Gruppen von 
Erzeugnissen mit den gleichen Merkmalen fest- 
gestellt werden, wie sie bei der Festsetzung des 
in Absatz 1 genannten Orientierungspreises zu- 
grunde gelegt werden. 

3. Als repräsentativ im Sinne von Absatz 2 gelten 
die Märkte und Häfen der Mitgliedstaaten, über 
die ein erheblicher Teil der Gemeinschaftspro- 
duktion eines bestimmten Erzeugnisses ver- 
marktet wird. 

4. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
und die Liste der repräsentativen Märkte und 
Häfen im Sinne von Absatz 3 werden nach dem 
Verfahren des Artikels 32 festgelegt. 

5. Der Rat setzt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit den in Absatz 1 genann- 
ten Orientierungspreis fest. 


Artikel 15 

1. Betragen die Notierungen für die in Anhang II 
aufgeführten Erzeugnisse mit Ursprung in der 
Gemeinschaft auf einem der in Artikel 14 Abs. 2 
erwähnten repräsentativen Märkte oder in 
einem der repräsentativen Häfen während eines 
Zeitraums, in dem sich eine Tendenz zur Ent- 
wicklung einer Marktstörung abzeichnet, we- 
niger als 85 v. H. des in Artikel 14 Abs. 1 ge- 
nannten Orientierungspreises, so können den 
Erzeugern Beihilfen für die private Lagerhaltung 
gewährt werden, sofern die Erzeugnisse bei 
ihrer Wiedereinführung in den Handel den Er- 
fordernissen der Vermarktungsnormen ent- 
sprechen. 

2. Die Beihilfe für die private Lagerhaltung darf 
den Betrag der technischen Lagerhaltungskosten 
und Zinsen nicht übersteigen. 

3. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Ar- 
tikel, insbesondere Höhe und Dauer der Bei- 
hilfen für die private Lagerhaltung sowie die 
Vorschriften für die Auslagerung, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 32 festgelegt. 
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Artikel 16 

1. Für die in Anhang III Abschnitt 4 aufgeführten 
Thunfische für die Konservenindustrie wird den 
Thunfischerzeugern der Gemeinschaft erforder- 
lichenfalls eine Ausgleichsentschädigung ge- 
währt. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die 
monatlichen Durchschnittsnotierungen mit, die 
auf den repräsentativen Großhandelsmärkten 
oder in den repräsentativen Hafen für die in 
Absatz 1 genannten Erzeugnisse mit genau fest- 
gelegten Handelseigenschaften und Ursprung in 
der Gemeinschaft festgestellt wurden. 

3. Als repräsentativ im Sinne von Absatz 2 gelten 
die Märkte und Häfen der Mitgliedstaaten, über 
die ein erheblicher Teil der Thunfischproduk- 
tion der Gemeinschaft vermarktet wird. 

4. Für die in Absatz 1 genannten Erzeugnisse wird 
ein gemeinschaftlicher Produktionspreis auf der 
Grundlage des Durchschnitts der Preise festge- 
setzt, die während der letzten drei Fischwirt- 
schaftsjahre vor der Festsetzung dieses Preises 
auf den repräsentativen Großhandelsmärkten 
oder in den repräsentativen Häfen für einen er- 
heblichen Teil der Gemeinschaftsproduktion für 
ein Erzeugnis mit genau festgelegten Handels- 
eigenschaften festgestellt wurden. 

5. Der Rat regelt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die in Absatz 1 ge- 
nannte Entschädigung und den in Absatz 4 ge- 
nannten gemeinschaftlichen Produktionspreis. 

6. Die Durchführungsvorschriften zu Absatz 2 so- 
wie die Liste der repräsentativen Märkte und 
Häfen im Sinne von Absatz 3 werden nach dem 
Verfahren des Artikels 32 festgelegt. 


Artikel 17 


Die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs für die in 
nachstehender Tabelle aufgeführten Erzeugnisse 
werden vollständig ausgesetzt: 


Nummer des 

Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

03.01 B I a) 2 

Heringe, vom 16. Juni bis 14. Fe- 
bruar 

03.01 B I b) 2 

Sprotten, vom 6. Juni bis 14. Fe- 
bruar 

03.01 B I c) 1 

Thunfische zum industriellen 
Herstellen von Waren der Tarif- 
nummer 16.04 

03.02 A I b) 

Kabeljau 

03.02 A II a) 

Filets von Kabeljau 


TITEL IV 

Handelsverkehr mit Drittländern 

Artikel 18 

1. Für die Tarifierung der unter diese Verordnung 
fallenden Erzeugnisse gelten die allgemeinen 
Tarifierungsvorschriften und die besonderen 
Vorschriften über die Anwendung des Gemein- 
samen Zolltarifs. Das Zolltarifschema, das sich 
aus der Anwendung dieser Verordnung ergibt 
und insbesondere in Anhang V enthalten ist, 
wird in den Gemeinsamen Zolltarif übernom- 
men. 

2. Wenn in dieser Verordnung nichts anderes be- 
stimmt ist und vorbehaltlich einer vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit beschlossenen Ausnahme sind unter- 
sagt: 

— die Erhebung von Abgaben mit gleicher 
Wirkung wie Zölle, 

— die Anwendung mengenmäßiger Beschrän- 
kungen. 

3. Bis zum Beginn der Anwendung einer gemein- 
schaftlichen Einfuhrregelung für die Erzeug- 
nisse des Anhangs IV Abschnitt C können die 
Mitgliedstaaten die bei Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung geltenden mengenmäßigen Beschrän- 
kungen für diese Erzeugnisse gegenüber dritten 
Ländern beibehalten. 

Artikel 19 

1. Um Störungen auf Grund von Angeboten zu 
vermeiden, die von Drittländern zu außer- 
gewöhnlichen Preisen oder unter Bedingungen 
gemacht werden, die die Stabilisierungsmaßnah- 
men im Sinne der Artikel 11, 12 oder 16 gefähr- 
den, werden alljährlich für die in Anhang 1, An- 
hang II, Anhang III Abschnitt A und Anhang IV 
Abschnitt B aufgeführten Erzeugnisse für die 
Gemeinschaft geltende Referenzpreise festge- 
setzt. 

2. Der Referenzpreis für die in Anhang I Abschnitte 
A und C aufgeführten Erzeugnisse ist gleich 
einem Hundertsatz des Orientierungspreises, der 
innerhalb der in Artikel 11 Abs. 4 festgelegten 
Grenzen liegt. 

Bei den in Anhang I Abschnitt B und Anhang IV 
Abschnitt B aufgeführten Erzeugnissen wird der 
Referenzpreis auf der Grundlage des Referenz- 
preises des frischen Erzeugnisses festgesetzt. 

Bei den in Anhang II aufgeführten Erzeugnissen 
wird der Referenzpreis nach Maßgabe der in 
Artikel 14 Abs. 1 genannten Schwelle für die 
Auslösung der dort vorgesehenen Interventions- 
maßnahmen von dem in Artikel 15 Abs. 1 ge- 
nannten Orientierungspreis abgeleitet. 


10 



Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4185 


Bei den in Anhang III Abschnitt A erwähnten 
Thunfischen für die Konservenindustrie wird der 
Referenzpreis auf der Grundlage des gewogenen 
Durchschnitts der auf den repräsentativen Ein- 
fuhrmärkten oder -häfen der Mitgliedstaaten 
während der drei letzten Jahre vor Festsetzung 
des Referenzpreises festgestellten Preise berech- 
net. Dieser Durchschnitt verringert sich um einen 
Betrag, der den gegebenenfalls auf die Erzeug- 
nisse erhobenen Zöllen und Abgaben entspricht, 
sowie um die Kosten für den Transport des bei 
der Festsetzung des Orientierungspreises zu- 
grunde gelegten Erzeugnisses von diesen Märk- 
ten oder Häfen zum Grenzübergangsort der Ge- 
meinschaft. 

Auf die einzelnen Thunfischarten und Formen 
der Aufmachung werden die in Anhang III Ab- 
schnitte B und C festgelegten Koeffizienten an- 
gewandt. 

3. Für die in Anhang 1, Anhang II und Anhang IV 
Abschnitt B genannten Erzeugnisse wird auf 
Grund der auf den repräsentativen Einfuhrmürk- 
ten und in den repräsentativen Einfuhrhäfen in 
einer bestimmten Handelsstufe feslgestellten 
niedrigsten Notierungen, verringert um einen 
Betrag, der den gegebenenfalls auf die Erzeug- 
nisse erhobenen Zöllen und Abgaben entspricht, 
sowie um die Kosten für den Transport der Er- 
zeugnisse von diesen Märkten oder Häfen zu 
den Grenzübergangsorten der Gemeinschaft, ein 
Einfuhrpreis festgelegt. 

Die Kommission verfolgt an Hand der ihr von 
den Mitgliedstaaten erteilten bzw. von ihr ein- 
geholten Auskünfte laufend die Entwicklung der 
Notierungen für die aus den einzelnen Dritt- 
ländern eingeführten Erzeugnisse auf den reprä- 
sentativsten Einfuhrmärkten oder in den reprä- 
sentativsten Einfuhrhäfen der Mitgliedstaaten. 

Für die in Anhang III Abschnitt A aufgeführten 
Erzeugnisse wird der Einfuhrpreis auf der 
Grundlage des gewogenen Durchschnitts der 
Preise berechnet, die auf den Einfuhrmärkten 
oder in den Einfuhrhäfen der Gemeinschaft wäh- 
rend eines für die Entwicklung des Marktes ge- 
nügend repräsentativen Zeitraums tatsächlich 
festgestellt wurden. 

4. Liegt der Einfuhrpreis eines bestimmten aus 
Drittländern eingeführten Erzeugnisses unter 
dem Referenzpreis, so kann 

a) bei den in Anhang I Abschnitt A aufgeführ- 
ten Erzeugnissen, mit Ausnahme des Erzeug- 
nisses unter 1, und bei den in Anhang I Ab- 
schnitt C, Anhang II und Anhang IV Ab- 
schnitt B aufgeführten Erzeugnissen die Ein- 
fuhr ausgesetzt oder auf bestimmte Quali- 
täten, Aufmachungen oder Verwendungs- 
arten beschränkt werden; 


b) unter Beachtung der Bedingungen der GATT- 
Konsolidierungen bei den in Anhang I Ab- 
schnitt A (unter 1), Anhang I B und 111 A auf- 
gefiihrten Erzeugnissen die Einfuhr von der 
Erhebung einer Ausgleichsabgabe abhängig 
gemacht werden. Werden jedoch nur aus 
bestimmten Ländern Einfuhren zu Einfuhr- 
preisen, die unter dem Referenzpreis liegen, 
getätigt oder betreffen diese Einfuhren nur 
bestimmte Arten, so wird die Ausgleichs- 
abgabe nur auf die Einfuhren aus diesen 
Ländern oder die Einfuhren dieser Arten 
erhoben. 

Die Ausgleichsabgabe ist gleich dem Unter- 
schied zwischen dem Referenzpreis und dem 
Einfuhrpreis. Diese Abgabe, die für alle Mit- 
gliedstaaten gleich ist, wird zu den geltenden 
Zöllen hinzugerechnet. 

5. Die Aussetzung oder Beschränkung der Einfuhr 
ist jedoch nicht gegenüber Drittländern anwend- 
bar, die sich verpflichten, unter bestimmten Um- 
ständen die Einhaltung des Referenzpreises zu 
garantieren, und die diesen auch tatsächlich bei 
ihren Lieferungen nach der Gemeinschaft ein- 
halten. 

6. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Ar- 
tikel, vor allem die Höhe der Referenzpreise 
und die Maßnahmen zur Aussetzung oder Be- 
schränkung der Einfuhr, werden nach dem Ver- 
fahren des Artikels 32 erlassen. 

Einführung, Änderung oder Aufhebung der Aus- 
gleichsabgabe werden nach dem Verfahren des 
Artikels 32 beschlossen. 

Jedoch werden diese Maßnahmen sowie die 
Maßnahmen zur Aussetzung oder Beschränkung 
der Einfuhr in der Zeit zwischen den regel- 
mäßigen Tagungen des Verwaltungsausschusscs 
von der Kommission erlassen. In diesem Fall 
sind sie bis zum Inkrafttreten der etwa nach 
dem Verfahren des Artikels 32 getroffenen Maß- 
nahmen gültig. 


Artikel 20 

1. Um Störungen auf Grund von Angeboten aus 
Drittländern zu außergewöhnlich niedrigen 
Preisen zu vermeiden, können für die in Anhang 
IV Abschnitt A genannten Karpfen vor Beginn 
des Wirtschaftsjahres Referenzpreise festgesetzt 
werden. Diese Referenzpreise können nach Maß- 
gabe der saisonalen Preisentwicklung nach fest- 
zulegenden Zeitabschnitten innerhalb jedes 
Wirtschaftsjahres differenziert werden. 

2. Die Referenzpreise nach Absatz 1 werden auf 
der Grundlage des Durchschnitts der Erzeuger- 
preise festgesetzt, die während der drei Jahre 
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vor der Festsetzung des Referenzpreises in den 
repräsentativen Erzeugergebieten der Gemein- 
schaft für ein Erzeugnis mit genau festgelegten 
Handelsmerkmalen festgestellt worden sind. 

3. Liegt der Frei-Grenze-Preis für eine Sendung 
handelsüblicher Menge bei einer bestimmten 
Herkunft unter dem Referenzpreis, so kann die 
Einfuhr dieser Erzeugnisse aus dem betreffen- 
den Drittland von der Erhebung einer Aus- 
gleichsabgabe abhängig gemacht werden, die 
dem Unterschied zwischen dem Referenzpreis 
und dem Frei-Grenze-Preis zuzüglich des tat- 
sächlich angewandten Zollsatzes entspricht. Die 
Kommission verfolgt regelmäßig die Entwick- 
lung der Frei-Grenze-Preise der eingeführten Er- 
zeugnisse für jede Herkunft. 

4. Die Ausgleichsabgabe nach Absatz 3 wird je- 
doch nicht gegenüber solchen Drittländern er- 
hoben, die die Gewähr zu übernehmen bereit 
und in der Lage sind, daß bei der Einfuhr von 
Karpfen mit Ursprung in und Herkunft aus 
ihrem Gebiet in die Gemeinschaft der Preis zu- 
züglich des tatsächlich angewandten Zollsatzes 
nicht unter dem Referenzpreis liegt und daß jede 
Verkehrsverlagerung vermieden wird. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Ar- 
tikel, vor allem die Höhe des Referenzpreises, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
erlassen. Die Einführung, Änderung oder Auf- 
hebung der Ausgleichsabgabe sowie die Zulas- 
sung von Drittländern zur Regelung nach Ab- 
satz 4 werden nach dem gleichen Verfahren 
beschlossen. 


Artikel 21 

1. Der Rat kann, soweit dies für das reibungslose 
Funktionieren der gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Fischereierzeugnisse erforderlich ist, auf 
Vorschlag der Kommission mit qualifizierter 
Mehrheit in besonderen Fällen die Inanspruch- 
nahme der Regelung des aktiven Veredelungs- 
verkehrs für die Erzeugnisse im Sinne von 
Artikel 1 Abs. 2 Buchstabe a, b und c, die zur 
Herstellung von in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben 
b, c, e und f genannten Erzeugnissen bestimmt 
sind, ganz oder teilweise ausschließen. 

2. Die Menge der Rohstoffe, auf die im Rahmen 
des aktiven Veredelungsverkehrs keine Zölle 
oder Abgaben gleicher Wirkung erhoben wer- 
den, muß den tatsächlichen Gegebenheiten des 
betreffenden Veredelungsvorgangs entsprechen. 

Artikel 22 

1. Wird der Markt der Gemeinschaft für eines oder 
mehrere der in Artikel 1 Abs. 2 genannten Er- 


zeugnisse auf Grund von Einfuhren oder Aus- 
fuhren ernstlich gestört oder von ernstlichen 
Störungen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 
des Vertrages gefährden könnten, so können im 
Handel mit dritten Ländern geeignete Maßnah- 
men angewandt werden, bis die tatsächliche 
bzw. die drohende Störung behoben ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungs- 
bestimmungen zu diesem Absatz fest und be- 
stimmt, in welchen Fällen und innerhalb wel- 
cher Grenzen die Mitgliedstaaten vorläufige 
Schutzmaßnahmen treffen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 erwähnte Lage ein, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt und sind unverzüglich anzuwenden. 
Ist die Kommission mit einem Antrag eines Mit- 
gliedstaats befaßt worden, so entscheidet sie 
hierüber innerhalb 24 Stunden nach Eingang des 
Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahme der 
Kommission binnen einer Frist von höchstens 
drei Arbeitstagen nach dem Tage ihrer Mit- 
teilung dem Rat vorlegen. Der Rat tritt unver- 
züglich zusammen. Er kann die betreffende Maß- 
nahme der Kommission mit qualifizierter Mehr- 
heit ändern oder aufheben. 


Artikel 23 

1. Um die in wirtschaftlicher Hinsicht wichtige Aus- 
fuhr der in Artikel 1 Abs. 2 genannten Erzeug- 
nisse auf der Grundlage der Weltmarktpreise 
zu ermöglichen, kann der Unterschied zwischen 
diesen Preisen und den Preisen in der Gemein- 
schaft, soweit erforderlich, durch eine Erstattung 
bei der Ausfuhr ausgeglichen werden. 

2. Die Erstattung ist für die gesamte Gemeinschaft 
gleich. Sie kann je nach Bestimmung oder Be- 
stimmungsgebiet unterschiedlich sein. Die fest- 
gesetzte Erstattung wird auf Antrag gewährt. 

3. Der Rat regelt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Gewährung der 
Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Fest- 
setzung der Erstattungsbeträge. 

4. Die Erstattungen werden in regelmäßigen Zeit- 
abständen nach dem Verfahren des Artikels 32 
festgesetzt. Die Kommission kann die Erstat- 
tungsbeträge, soweit erforderlich, zwischenzeit- 
lich auf Antrag eines Mitgliedstaats oder von 
sich aus ändern. 

5. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
erlassen. 
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TITEL V * 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 24 

1. Die Verordnungsvorschriften über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik gelten 
für den Markt der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse vom Zeitpunkt der Anwendung der 
mit dieser Verordnung erlassenen Regelung an. 

2. Die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 6 
Abs. 1 gewährten Beihilfen werden vom Euro- 
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für 
die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, in 
Höhe von 50 v. H. ihres Betrages erstattet 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Durchführungsvor- 
schriften zu diesem Absatz fest. 


Artikel 25 

1. Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft 
werden diejenigen der in Artikel 1 genannten 
Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung 
oder Bearbeitung Erzeugnisse verwendet wor- 
den sind, welche nicht unter Artikel 9 Abs. 2 
und Artikel 10 Abs. 1 des Vertrages fallen. 

2. Unbeschadet anderer Gemeinschaftsvorschriften 
treffen die Mitgliedstaaten die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß alle Fische- 
reifahrzeuge, die die Flagge eines Mitgliedstaats 
führen, unter gleichen Bedingungen Zugang zu 
den Häfen und Einrichtungen der ersten Ver- 
marktungsstufe sowie zu allen damit zusam- 
menhängenden technischen Einrichtungen und 
Ausstattungen haben. 


Artikel 26 

Vorbehaltlich der auf Grund der Artikel 42 und 43 
des Vertrages erlassenen anderslautenden Vor- 
schriften sind die Artikel 92 bis 94 des Vertrages 
auf die Erzeugung der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse und den Handel mit diesen Erzeugnissen 
anwendbar. 

Artikel 27 

Wird auf dem Markt der Gemeinschaft ein Preis- 
anstieg festgestellt, bei dem ein Orientierungspreis 
im Sinne von Artikel 9 Abs. 1 und Artikel 14 Abs. 1 
oder der in Artikel 16 Abs. 4 genannte gemein- 
schaftliche Produktionspreis um mehr als einen 
noch festzulegenden Hundertsatz überschritten 
wird, und ist damit zu rechnen, daß diese Situation 
andauert und der Markt daher gestört oder von 
Störungen bedroht wird, so können die erforder- 
lichen Gegenmaßnahmen getroffen werden. 


Die allgemeinen Durchführungsvorschriften zu 
diesem Artikel werden vom Rat auf Vorschlag der 
Kommission mit qualifizierter Mehrheit erlassen. 


Artikel 28 

Für tiefgefrorene Erzeugnisse erläßt der Rat erfor- 
derlichenfalls nach dem Verfahren des Artikels 43 
Abs. 2 EWG-Vertrag geeignete Maßnahmen, damit 
die Stabilität der Preise nicht leidet und sich nicht 
für die an Bord tiefgefrorenen Fische und die an 
Land tiefgefrorenen Fische unterschiedliche Wett- 
bewerbsbedingungen ergeben. Nach dem gleichen 
Verfahren erläßt der Rat geeignete Maßnahmen, 
um etwaigen Schwierigkeiten bei der Erhaltung des 
Versorgungsgleichgewichts zu begegnen. 


Artikel 29 

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit die Anhänge dieser Verord- 
nung sowie die Hundertsätze im Sinne der Artikel 
9, 11 und 15 ändern. 


Artikel 30 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die zur Durchführung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Die Einzelheiten 
der Mitteilung und der Bekanntgabe dieser An- 
gaben werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
geregelt. 

Artikel 31 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Fischerei- 
erzeugnisse - im folgenden „Ausschuß" ge- 
nannt - eingesetzt, der sich aus Vertretern der 
Mitgliedstaaten zusammensetzt und unter dem 
Vorsitz eines Vertreters der Kommission Zusam- 
mentritt. 

2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Ver- 
trages gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 


Artikel 32 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats den Aus- 
schuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen 
innerhalb einer Frist, die der Vorsitzende ent- 
sprechend der Dringlichkeit der zu prüfenden 
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Fragen bestimmen kann, Stellung. Die Stellung- 
nahme kommt mit einer Mehrheit von 41 Stim- 
men zustande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen diese Maßnahmen 
jedoch nicht der Stellungnahme des Ausschusses, 
so werden sie dem Rat von der Kommission als- 
bald mitgeteilt. In diesem Fall kann die Kommis- 
sion die Anwendung der von ihr beschlossenen 
Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens einem 
Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 

Artikel 33 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt. 


Artikel 34 

Sollten Übergangsmaßnahmen erforderlich sein, um 
den Übergang von der derzeitigen Regelung in den 
einzelnen Mitgliedstaaten auf die Regelung dieser 
Verordnung zu erleichtern, und zwar insbesondere, 
wenn die Anwendung dieser Verordnung bei be- 
stimmten Erzeugnissen auf erhebliche Schwierig- 
keiten stoßen würde, so werden diese Maßnahmen 
nach dem Verfahren des Artikels 32 erlassen. Sie 
sind höchstens ein Jahr lang ab Beginn der Anwen- 
dung dieser Verordnung anwendbar. 


Artikel 35 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu* 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Ver- 
trages genannten Zielen in geeigneter Weise Rech- 
nung zu tragen. 

Artikel 36 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 vom 20. Ok- 
tober 1970 über die gemeinsame Marktorganisa- 
tion für Fischereierzeugnisse 1 ), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1102/75 2 ), 
wird aufgehoben. 

2. Hinweise auf die gemäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten als Hinweise auf vorliegende 
Verordnung. 

Die Entsprechungen der Bezugnahmen und Hin- 
weise auf Artikel der genannten Verordnungen sind 
der Vergleichstabelle in Anhang VI zu entnehmen. 


Artikel 37 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 
vom 27. Oktober 1970, S. 5 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 188 
vom 8. Mai 1975, S. 1 
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Anhang I 


A. Frische oder gekühlte Erzeugnisse der Tarifstelle ex 03.01 B 1 

1. Heringe 

2. Sardinen 

3. Rotbarsche, Goldbarsche oder Tiefenbarsche (Sebastes marinus) 

4. Kabeljau 

5. Köhler 

6. Schellfisch 

7. Merlan 

8. Makrelen 

9. Sardellen 

10. Schollen 

11. Seehecht (merluccius spp.) 

B. Gefrorene Erzeugnisse der Tarifstelle ex 03.01 Bla) 

Heringe 

C. Garnelen der Gattung Crangon, frisch, gekühlt oder nur in Wasser gekocht, der Tarifstelle 03.03 A IV b) 1 
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Anhang II 

Gefrorene Erzeugnisse der Tarifstelle ex 03.01 B I 
- — Sardinen 

— Seebrassen der Art Dentex und der Pagellus-Arten 
Gefrorene Erzeugnisse der Tarifnummer ex 03.03 

— Kalmare (Loligo-Arten, Ommastrephes sagittatus, Todarodes sagittatus, Illex coindetti) 

— Tintenfische der Arten Sepia officinalis, Rossia macrosoma, Sepiola rondeleti 

— Kraken der Octopus-Arten 
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Anhang III 


Thunfische, frisch oder gekühlt, gefroren, zum industriellen Herstellen von Waren der Tarif nummer 16.04 
(Tarifstelle 03.01 B I c) 1) 

A. Thunfische aller Arten 

Koeffizient 

B. Anpassungskoeffizienten für die einzelnen Thunfischarten 

Gelbflossenthun mit einem Stückgewicht von nicht mehr als 10 kg 1 ) 1 

Gelbflossenthun mit einem Stückgewicht von mehr als 10 kg 1 ) 1,10 

Weißer Thun 1,25 

Andere Arten 0,70 

C. Anpassungskoeffizienten, die auf die einzelnen in Abschnitt B genannten Arten nach Maßgabe der ver- 
schiedenen Formen ihrer Aufmachung anzuwenden sind 

Koeffizient 

1. Ganz 1 

2. Ausgenommen, ohne Kiemen („gilled and gutted JI ) 1,14 

3. Andere (z. B. ohne Kopf - „heads off") 1,24 


0 Die Gewichtsangaben beziehen sich auf ganze Erzeugnisse. 
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Anhang IV 

Forellen 
Karpfen 


A. Frische, gekühlte oder gefrorene Erzeugnisse 
Tarifstelle 03.01 A I a) 

Tarifstelle 03.01 A III 


B. Gefrorene Erzeugnisse 
ex Tarifstelle 03.01 B I und 

ex Tarifstelle 03.01 B II b) Kabeljau 

Köhler 

Schellfisch 

Rotbarsche, Goldbarsche oder Tiefenbarsche 
(Sebastes marinus) 

Seebrassen der Art Dentex dentex und der Pagellus-Arten 
Seehecht (merluccius spp.) 


C. Zubereitungen und Konserven von Fischen 


Tarif stelle 16.04 D 
Tarifstelle 16.04 E 


Sardinen 

Thunfische 
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Anhang V 

Neues Schema für Kapitel 3 und die Tarifnummer 05.15 des Gemeinsamen Zolltarifs 

Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 

j 

03.01 | Fische, frisch (lebend oder nicht lebend), gekühlt oder gefroren: 

A. Süßwasserfische: 

I. Forellen und andere Salmoniden: 

a) Forellen 

b) Lachse 

c) Maränen und Schnäpel 

d) andere 

II. Aale 

III. Karpfen 

IV. andere 

B. Seefische: 

l 

I. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 

a) Heringe: 

1. vom 15. Februar bis 15. Juni, 
aa) frisch oder gekhühlt 
bb) gefroren 

2. vom 16. Juni bis 14. Februar: 
aa) frisch oder gekühlt 

bb) gefroren 

b) Sprotten: 

, 1. vom 15. Februar bis 15. Juni 

2. vom 16. Juni bis 14. Februar 

c) Thunfische: 

1. zum industriellen Plerstellen von Waren der Tarifnummer 1 6.04 a ) : 
aa) ganz: 

1 1 . Gelbflossenthun : 

aaa) mit einem Stückgewicht von 10 kg oder weniger 
bbb) andere 
22. Weißer Thun 
33. andere 

bb) ausgenommen, ohne Kiemen („gilled and gutted''): 

1 1 . Gelbflossenthun : 

aaa) mit einem Stückgewicht von 10 kg oder weniger 
bbb) andere 
22. Weißer Thun 
33. andere 

a ) Die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzun- 
gen. 
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Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 


03.01 

(Fortsetzung) 


cc) andere (z. B. ohne Kopf - „heads off“): 

11. Gelbflossenthun: 

aaa) mit einem Stückgewicht von 10 kg oder weniger 
bbb) andere 
22. Weißer Thun 
33. andere 
2. andere 

d) Sardinen (Clupea pilchardus Walbaum): 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

e) Haie 

f) Rotbarsche, Goldbarsche oder Tiefenbarsche (Sebastes marinus): 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

g) Heilbutte (Hippoglossus vulgaris, Hippoglossus reinhardtius) 

h) Kabeljau (Gadus morrhua oder Gadus callarias): 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

ij) Köhler (Pollachius virens oder Gadus virens): 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

k) Schellfisch: 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

l) Merlan (Merlangus merlangus): 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

m) Markrelen: 

1. vom 15. Februar bis 15. Juni: 
aa) frisch oder gekühlt 

bb) gefroren 

2. vom 16. Juni bis 14. Februar: 
aa) frisch oder gekühlt 

bb) gefroren 

n) Sardellen (Engraulis-Arten) : 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 

o) Schollen: 

1. frisch oder gekühlt 

2. gefroren 
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Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

03.01 

(Fortsetzung) 


! 


03.02 


Warenbezeichnung 

p) Seebrassen der Art Dentex dentex und der Pagellus-Arten: 

1. frisch oder gekühlt 

2. andere 

q) andere 

II. Filets: 

a) frisch oder gekühlt 

b) gefroren 

1. vom Kabeljau (Gadus morrhua oder Gadus callarias) 

2. vom Köhler (Pollachius virens oder Gadus virens) 

3. von Schellfischen 

4. vom Rotbarsch, Goldbarsch oder Tiefenbarsch (Sebastes marinus) 

5. von Thunfischen 

6. von Seebrassen der Art Dentex und der Pagellus-Arten 

7. andere 

C. Fischlebern, Fischrogen und Fischmilch 

Fische, nur gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder geräuchert: 

A. nur gesalzen, in Salzlake oder getrocknet: 

I. ganz, ohne Kopf oder zerteilt: 

a) Heringe 

b) Kabeljau 

c) Sardellen (Engraulis-Arten) 

d) Gemeine Heilbutte (Hippoglossus vulgaris) 

e) Lachse, gesalzen oder in Salzlake 

f) andere 

II. Filets: 

a) vom Kabeljau 

b) von Lachsen, gesalzen oder in Salzlake 

c) vom Schwarzen Heilbutten (Hippoglossus reinhardtius), gesalzen 

d) andere 

B. geräuchert: 

I. Heringe 
II. Lachse 

III. Schwarze Heilbutte (Hippoglossus reinhardtius) 

IV. Gemeine Heilbutte (Hippoglossus vulgaris) 

V. andere 

C. Fischlebern, Fischrogen und Fischmilch 

D. Fischmehl 
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Nummer des j 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 

03.03 Krebstiere und Weichtiere (auch ohne Panzer oder Schale), frisch, (lebend oder nicht 

lebend), gekühlt, gefroren, getrocknet, gesalzen oder in Salzlake; Krebstiere in ihrem 
Panzer, nur in Wasser gekocht: 

A. Krebstiere: 

I. Langusten 

II. Hummer (Homarus-Arten) : 

a) lebend 

b) andere: 

1. ganze Hummer 

2. andere 

III. Krabben und Süßwasserkrebse 

IV. Garnelen: 

a) Garnelen der Pandalidae-Arten 

b) Garnelen der Gattung Crangon: 

1. frisch, gekühlt oder nur in Wasser gekocht 

2. andere 

c) andere 

V. andere (z. B. Kaisergranate) 

B. Weichtiere: 

I. Austern: 

a) flache Austern mit einem Stückgewicht von nicht mehr als 40 g 

b) andere 

II. Miesmuscheln 

III. Schnecken, ausgenommen Meeresschnecken 

IV. andere: 

a) gefroren: 

1. Kalmare: 

aa) Ommastrephes sagittatus und Loligo-Arten 
bb) andere 

2. Tintenfische der Arten Sepia offiinalis, Rosia macrosoma, Sepiola ronde- 
leti 

3. Kraken der Octopus-Arten 

4. andere 

b) andere: 

1. Kalmare (Ommastrephes sagittatus und Loligo-Arten) 

2. andere 

Waren tierischen Ursprungs, anderweit weder genannt noch inbegriffen; nichtlebende 
Tieres des Kapitels 1 oder 3, ungenießbar: 

A. Fische, Krebstiere und Weichtiere: 

I. Kleinfische bis 6 cm Länge und Garnelen, getrocknet 

II. andere a ) 

B. andere 

a ) Siehe Anhang III des Gemeinsamen Zolltarifs 


05.15 
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Anhang VI 


Vergleichstabelle 


Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 Diese Verordnung 


7 bis 7 

7 8 

8 9 

9 10 

10 11 

11 12 

12 13 

13 14 

14 15 

15 16 

16 17 

17 18 

18 19 

18 bis 20 

19 21 

20 22 

21 23 

22 24 

23 25 

24 26 

25 27 

25 bis 28 

26 29 

27 30 

28 31 

29 32 

30 33 

31 34 

32 35 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des Rates vom 
20. Oktober 1970 über die Einführung einer gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 1 ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text Neuer Text 

4. Rechtsgrundlage nach Stellungnahme des 

Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses 

Artikel 15 Der Text des Artikels 15 ist 

zu ersetzen durch: 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des 

Rates vom 20. Oktober 1970 über die Ein- 
führung einer gemeinsamen Strukturpolitik 
für die Fischwirtschaft wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entsprechend 
für die vorliegende Verordnung 

Artikel 16 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 236 vom 27. Oktober 1970, S. 1 


Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 1315/71 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 1315/71 des Rates vom 21. Juni 
1971 über die Einfuhr von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in der Türkei in die Gemeinschaft 2 ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben wird, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen Alter Text Neuer Text 

Artikel 4 Der Text des Artikels 4 ist 

zu ersetzen durch: 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1315 71 des 

Rates vom 21. Juni 1971 über die Einfuhr 
von Fischereierzeugnissen mit Ursprung in 
der Türkei in die Gemeinschaft 2 ) wird auf- 
gehoben. 

2. Die Verweisungen auf die gemäß Absatz 1 
aufgehobene Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Verordnung. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 


-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 139 vom 25. Juni 1971, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Fische- 
reipolitik ist die in Anhang 2 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaf tsgemeinschaft und dem Königreich 
Marokko enthaltene Regelung hinfällig geworden. 
Gemäß Artikel 10 Abs. 2 dieses Anhangs hat die 
Gemeinschaft bei der Errichtung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse die In- 
teressen Marokkos zu berücksichtigen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Fischereierzeugnisse l ) wurde eine Regelung für 
den Handelsverkehr mit Drittländern eingeführt, 
die auf der Anwendung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs beruht. Die Gemeinschaft kann 
ihre Verpflichtungen gegenüber Marokko erfüllen, 
wenn sie diesem Land weitgehende Zollzugeständ- 
nisse macht, die bis zur Zollfreiheit für unter 
Kapitel 3 des Gemeinsamen Zolltarifs fallende Er- 
zeugnisse gehen können. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr J ) wurde 

für die Einfuhr von Karpfen mit Ursprung in Ma- 
rokko eine gemeinschaftliche Regelung festgelegt. 
Da eine solche Regelung für die Einfuhr von Forel- 
len sowie von Konserven und Zubereitungen von 
Sardinen und Thunfischen aus Drittländern noch 
nicht getroffen wurde, empfiehlt es sich, die Rege- 
lung der Einfuhr dieser Erzeugnisse mit Ursprung in 
Marokko in die Gemeinschaft einstweilen zurück- 
zustellen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben a, b, c, d und g 
der Verordnung (EWG) Nr. 2112/70 aufgeführten 
Erzeugnisse, ausgenommen Forellen der Tarifstelle 
03.01 A I a) und Karpfen der Tarifstelle 03.01 A III 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Ma- 
rokko werden zollfrei in die Gemeinschaft einge- 
führt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben e und f der Ver- 
ordnung (EWG) Nr aufgeführten Erzeugnisse, 

ausgenommen Zubereitungen und Konserven von 
Sardinen und Thunfischen der Tarifstellen 16.04 D 
und 16.04 E des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur- 
sprung in Marokko werden zu einem Zollsatz von 
30 v. IT des jeweils geltenden Zollsatzes des Ge- 
meinsamen Zolltarifs in die Gemeinschaft einge- 
führt. 

Artikel 3 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 1705/7 1 des Rates 
vom 26. Juli 1971 über die Einfuhr von Fischerei- 
erzeugnissen mit Ursprung in Marokko in die 
Gemeinschaft-) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 176 
vom 5. August 1971, S. 2 


25 



Drucksache 7/4185 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit dem Inkrafttreten der gemeinsamen Fischerei- 
politik ist die in Anhang 2 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik 
Tunesien enthaltene Regelung hinfällig geworden. 
Gemäß Artikel 10 Abs. 2 dieses Anhangs hat die 
Gemeinschaft bei der Errichtung der gemeinsamen 
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse die In- 
teressen Tunesiens zu berücksichtigen. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr des Rates 

vom über die gemeinsame Marktorganisation 

für Fischereierzeugnisse *) wurde eine Regelung für 
den Handelsverkehr mit Drittländern eingeführt, 
die auf Anwendung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs beruht. Die Gemeinschaft kann ihre 
Verpflichtungen gegenüber Tunesien erfüllen, wenn 
sie diesem Land weitgehende Zollzugeständnisse 
macht, die bis zur Zollfreiheit für unter Kapitel 3 
des Gemeinsamen Zolltarifs fallende Erzeugnisse 
gehen können. 

Mit der Verordnung (EWG) Nr /75 *) wurde 

eine gemeinschaftliche Regelung für die Einfuhr von 
Karpfen mit Ursprung in Tunesien festgelegt. Da 
eine solche Regelung für die Einfuhr von Forellen 
sowie Konserven und Zubereitungen von Sardinen 
und Thunfischen aus Drittländern noch nicht getrof- 
fen wurde, empfiehlt es sich, die Regelung der Ein- 
fuhr dieser Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien 
in die Gemeinschaft einstweilen zurückzustellen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben a, b, c, d und g 
der Verordnung (EWG) Nr aufgeführten Er- 

zeugnisse, ausgenommen Forellen der Tarifstelle 
03.01 Ala) und Karpfen der Tarifstelle 03.01 A III 
des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in 
Tunesien werden zollfrei in die Gemeinschaft ein- 
geführt. 

Artikel 2 

Die in Artikel 1 Abs. 2 Buchstaben e und f der Ver- 
ordnung (EWG) Nr aufgeführten Erzeugnisse, 

ausgenommen Zubereitungen und Konserven von 
Sardinen und Thunfischen der Tarifstellen 16.04 D 
und 16.04 E des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur- 
sprung in Tunesien, werden zu einem Zollsatz von 
30 v. H. des jeweils geltenden Zollsatzes des Ge- 
meinsamen Zolltarifs in die Gemeinschaft einge- 
führt. 

Artikel 3 

1. Der Verordnung (EWG) Nr. 1706 71 des Rates 
vom 26. Juli 1971 über die Einfuhr von Fischerei- 
erzeugnissen mit Ursprung in Tunesien in die 
Gemeinschaft 2 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

J ) Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 17G 
vom 5. August 1971, S. 3. 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 3609/73 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Getreide, ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 3609/73 des Rates vom 27. Dezember 1973 
über die Zollregelung für bestimmte Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Norwegen 3 ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 

Verweisungen Alter Text Neuer Text 

Artikel 4 Der Text des Artikels 4 ist zu 1. Die Verordnung (EWG) Nr. 

ersetzen durch: 3609/73 des Rates vom 27. De- 

zember 1973 über die Zollrege- 
lung für bestimmte Fischerei- 
erzeugnisse mit Ursprung in 
Norwegen 3 ) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die ge- 

mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am 
in Kraft. 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 365 vom 31. Dezember 1973, S. 171 


27 



Drucksache 7/41 85 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr bestimmter 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Marokko in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr *) ge- 

troffene Regelung für die Einfuhr von Fischerei- 
erzeugnissen mit Ursprung in Marokko in die Ge- 
meinschaft gilt nicht für Forellen, Karpfen, Sardinen- 
konserven und Thunfischkonserven. Verhandlungen 
über den Abschluß eines neuen Assoziierungs- 
abkommens zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Marokko, das 
eine besondere Einfuhrregelung für diese Erzeug- 
nisse umfassen müßte, sind im Gang. 

Es empfiehlt sich deshalb, die Übergangsrege- 
lung für die Einfuhr bestimmter Fischereierzeug- 
nisse mit Ursprung in Marokko in die Gemein- 
schaft sowohl für Karpfen und Forellen als auch für 
Sardinen- und Thunfischkonserven bis zum Inkraft- 
treten dieses Abkommens und spätestens bis zum 
31. Dezember 1975 zu verlängern. 

Es sollte vermieden werden, daß die Einfuhrrege- 
lung der Mitgliedstaaten für die fraglichen Produkte 
mit Ursprung in Marokko ungünstiger ist als die 
Regelung, die seit dem 1. Januar 1975 gemäß der 
Beitrittsakte auf die gleichen Erzeugnisse mit 
Ursprung in Drittländern angewandt wird — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Nachstehende 
rokko dürfen 
führt werden: 

Artikel 1 

Erzeugnisse mit Ursprung in Ma- 
zollfrei in die Gemeinschaft einge- 

Nummer des 


Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

03.01 

Fische frisch (lebend oder nicht 
lebend), gekühlt oder gefroren: 

A. Süßwasserfische: 

I. Forellen und andere Salmo- 
niden: 
a) Forellen 


Artikel 2 

1. Bei der Einfuhr nachstehender Erzeugnisse mit 
Ursprung in Marokko wenden die Mitgliedstaa- 
ten weiterhin die am 31. Januar 1972 geltende 
Regelung an: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

16.04 

Fische, zubereitet oder haltbar 
gemacht, einschließlich Kaviar und 
Kaviarersatz: 


D. Sardinen 


E. Thunfische 


2. Die Mitgliedstaaten, die gemäß der in Absatz 1 
genannten Regelung Zollkontingente eröffnen, 
können die vorgesehenen Mengen jedoch bis zu 
30 v. H. erhöhen. 

3. Die Einfuhrregelung für die in Artikel 1 genann- 
ten Erzeugnisse mit Ursprung in Marokko darf 
auf keinen Fall ungünstiger sein als die auf die 
gleichen Erzeugnisse mit Ursprung in Dritt- 
ländern angewandte Regelung. 

Artikel 3 

Die in dieser Verordnung getroffene Regelung gilt 
1975 bis zur Anwendung des neuen Assoziierungs- 
abkommens zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Marokko, läng- 
stens jedoch bis zum 31. Dezember 1975. 


Artikel 4 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 347 des Rates vom 
10. Februar 1975 über die Einfuhr bestimmter 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Marokko 
in die Gemeinschaft 2 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

0 Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 40 
vom 14. Februar 1975, S. 3 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Einfuhr bestimmter 
Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt, auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mit der Verordnung (EWG) Nr ’) ge- 

troffene Regelung für die Einfuhr von Fischerei- 
erzeugnissen mit Ursprung in Tunesien in die Ge- 
meinschaft gilt nicht für Forellen, Sardinenkonser- 
ven und Thunfischkonserven. Verhandlungen über 
den Abschluß eines neuen Assoziierungsabkom- 
mens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und der Republik Tunesien, das eine beson- 
dere Einfuhrregelung für diese Erzeugnisse um- 
fassen müßte, sind im Gang. 

Es empfiehlt sich deshalb, die Übergangsregelung 
für die Einfuhr bestimmter Fischereierzeugnisse mit 
Ursprung in Tunesien in die Gemeinschaft sowohl 
für Forellen als auch für Sardinen- und Thunfisch- 
konserven bis zum Inkrafttreten dieses Abkommens 
und spätestens bis zum 31. Dezember 1975 zu ver- 
längern. 

Es sollte vermieden werden, daß die Einfuhrrege- 
lung der Mitgliedstaaten für die fraglichen Pro- 
dukte mit Ursprung in Tunesien ungünstiger ist als 
die Regelung, die seit dem 1. Januar 1975 gemäß 
der Beitrittsakte auf die gleichen Erzeugnisse mit 
Ursprung in Drittländern angewandt wird — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Nachstehende Erzeugnisse mit Ursprung in Tune- 
sien dürfen zollfrei in die Gemeinschaft eingeführt 


werden: 


Nummer des 


Gemeinsamen 

Zolltarifs 

Warenbezeichnung 

03.01 

Fische, frisch (lebend oder nicht 
lebend), gekühlt oder gefroren: 

A. Süßwasserfische: 

I. Forellen und andere Sal- 
moniden: 

a) Forellen 


Artikel 2 

3 . Bei der Einfuhr nachstehender Erzeugnisse mit 
Ursprung in Tunesien wenden die Mitgliedstaa- 
ten weiterhin die am 31. Januar 1972 geltende 
Regelung an: 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 


16.04 

Fische, zubereitet oder haltbar 

ge- 


macht, einschließlich Kaviar 
Kaviarersatz: 

und 


D. Sardinen 



E. Thunfische 



2. Die Mitgliedstaaten, die gemäß der in Absatz 1 
genannten Regelung Zollkontingente eröffnen, 
können die vorgesehenen Mengen jedoch bis zu 
30 v. H. erhöhen. 

3. Die Einfuhrregelung für die in Absatz 1 genann- 
ten Erzeugnisse mit Ursprung in Tunesien darf 
auf keinen Fall ungünstiger sein als die auf die 
gleichen Erzeugnisse mit Ursprung in Dritt- 
ländern angewandte Regelung. 


Artikel 3 

Die in dieser Verorednung getroffene Regelung gilt 
1975 bis zur Anwendung des neuen Assoziierungs- 
abkommens zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Tunesien, jedoch 
längstens bis zum 31. Dezember 1975. 


Artikel 4 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 346/75 des Rates 
vom 10. Februar 1975 über die Einfuhr bestimm- 
ter Fischereierzeugnisse mit Ursprung in Tune- 
sien in die Gemeinschaft 2 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 aufge- 
hobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 40 
vom 14. Februar 1975, S. 1 


29 



Drucksache 7/41 85 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 1183/75 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 1183/75 des Rates vom 5. Mai 
1975 zur Festsetzung des Orientierungspreises für Seehechte für das Fischwirtschaftsjahr 1 975 1 ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

2. Rechtsgrundlage; 

1. und 3. Erwägungsgrund 
Fußnote 


Artikel 2 

zur Festsetzung des Orientie- 
rungspreises für Seehechte für 
das Fischwirtschaftsjahr 1975 *) 
wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die ge- 
mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 


Alter Text 

Artikel 8 

Ü Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 236 vom 
27. Oktober 1970, S. 5 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 264 vom 
5. Dezember 1970, S. 1 

Der Text des Artikels 2 ist zu 

ersetzen durch: 


Neuer Text 

Artikel 9 

Siehe Seite dieses Amts- 

blattes 

2 ) Siehe Seite dieses Amts- 

blattes 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 
1183/75 des Rates vom 5. Mai 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 
in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 


Angabe der betreffen- zu ersetzende Fundstelle 

den Rechtsvorschriften 


2. Rechtsgrundlage 

1. Erwägungsgrund 

2. Erwägungsgrund 

3. Erwägungsgrund 

Artikel 1 
Fußnote 


2142/70 vom 20. Oktober 1970 

zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1182/75 
2142/70 

durch die Verordnung (EWG) Nr. 1182/75; 

2142/70 

2142/70 

2455/70 vom 30. November 1970 
2455/70 

2 ) Die Seite 1 dieses Amtsblattes 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 118 vom 8. Mai 1975, S. 2 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung von gemeinsamen 
Vermarktungsnormen für bestimmte frische oder gekühlte Fische 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere 
auf Artikel 2 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr sieht die Mög- 

lichkeit vor, gemeinsame Vermarktungsnormen 
festzulegen. Die Anwendung dieser Normen ist ge- 
eignet, zur Verbesserung der Qualität der vermark- 
teten Fische und somit zur Erleichterung ihres Ab- 
satzes beizutragen. 

Die Qualitätsverbesserung kann insbesondere da- 
durch erreicht werden, daß Fische, die einen be- 
stimmten Frischegrad nicht erreichen, von der Ver- 
marktung zum menschlichen Verzehr ausgenommen 
werden. 

In fast allen Mitgliedstaaten, die Seefische- 
rei betreiben, werden die Fische, die aufgrund der 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften als für den 
menschlichen Verzehr geeignet beurteilt worden 
sind, nach Größe, Gewicht, Aufmachung und ande- 
ren Merkmalen sortiert zum Verkauf angeboten; 
ferner wird eine Klasseneinteilung nach dem 
Frischegrad vorgenommen. 

ln Anbetracht der in der Verordnung (EWG) 
Nr vorgesehenen Maßnahmen zur Preis- 

ermittlung und Preisbildung kommt der Normung 
bestimmter Erzeugnisse eine besondere Bedeutung 
zu. Es empfiehlt sich deshalb, die bisher auf einzel- 
staatlicher Ebene vorgenommenen Einteilungen zu 
vereinheitlichen. 

Bisher wird eine Einteilung der Fische nach Klas- 
sen nur vor dem ersten Verkauf vorgenommen, da 
ein großer Teil davon unmittelbar danach filetiert 
oder anderweitig verarbeitet wird. Es erscheint da- 
her zweckmäßig, die Anwendung der gemeinsamen 
Normen auf die erste Verkaufsstufe in der Gemein- 
schaft zu beschränken. 

Die Normen müssen für alle auf dem Hoheits- 
gebiet der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ver- 
markteten Speisefische einschließlich der Einfuhren 
gelten. Die Begrenzung der dem Berufshandel auf- 
erlegten Verpflichtung auf zum menschlichen Ver- 
zehr bestimmte Fische ermöglicht eine klarere und 


schnellere Unterscheidung zwischen den Erzeug- 
nissen, die wegen der Zulassung zum menschlichen 
Verzehr zu diesem Zweck verwendet werden und 
somit der Klassifizierung unterliegen, und den 
übrigen Erzeugnissen. Dies erleichtert sowohl die 
Vermarktung auf der Stufe, auf der die Normen 
angewendet werden, als auch die Kontrolle der Ein- 
haltung dieser Normen. Es erscheint jedoch erfor- 
derlich, von ihrem Anwendungsbereich bestimmte 
Direktverkäufe geringer Mengen an Einzelhändler 
oder Verbraucher auszunehmen. 

Die zehn in dieser Verordnung aufgeführten 
Fischarten machen etwa 60 v. H. der Gesamterzeu- 
gung der Gemeinschaft an frischen Fischen und 
etwa 80 v. H. der Einfuhr aus dritten Ländern aus. 
Es empfiehlt sich daher, die Normen vorrangig auf 
diese Fischarten anzuwenden. 

Der Frischezustand des Fisches ist bei der Be- 
urteilung seiner Qualität ausschlaggebend. Darüber 
hinaus ist in Anbetracht der unterschiedlichen Kauf- 
gewohnheiten der Verbraucher und der in der Ge- 
meinschaft üblichen Verarbeitungsmethoden auch 
eine Einteilung nach Größenklassen unerläßlich. 

Die Unterschiede in Frische und Größe müssen 
auf angemessene Weise zum Ausdruck kommen. Es 
empfiehlt sich daher, eine begrenzte, aber aus- 
reichende Zahl von Frischeklassen und Größeklas- 
sen vorzusehen. 

Es gibt bisher keine objektive Methode, nach der 
der Frischezustand kostensparend und ohne Zeit- 
verlust beurteilt werden kann. Allein die organolep- 
tische Beurteilung, die übrigens in den Mitglied- 
staaten angewandt wird, wird diesen Anforderun- 
gen gerecht und stellt folglich eine brauchbare Me- 
thode dar. 

In Anbetracht der in den meisten Mitgliedstaaten 
üblichen Praxis erscheint es zweckmäßig, daß der 
Berufshandel die Einteilung in Frischeklassen und 
Größeklassen vornimmt. 

Es empfiehlt sich, insbesondere für die Beurtei- 
lung des Frischegrads anhand von organoleptischen 
Merkmalen, Sachverständige hinzuzuziehen, die 
von den betreffenden Berufsorganisationen benannt 
werden. 

Im Hinblick auf eine gegenseitige Unterrichtung 
ist es zweckmäßig, daß jeder Mitgliedstaat den 
übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission ein 
Verzeichnis der Namen und Anschriften der be- 
treffenden Sachverständigen und Berufsorganisa- 
tionen übermittelt. 


ü Siehe Seite dieses Amtsblatts. 
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Die aus dritten Ländern eingeführten Fische müs- 
sen unbedingt den Gemeinschaftsnormen entspre- 
chen. 

Die Anwendung der genannten Gemeinschafts- 
normen auf diese Fische macht es notwendig, auf 
den Verpackungen zusätzliche Angaben zu ver- 
langen. Dies gilt jedoch nicht für Fische, die von 
Schiffen unter den gleichen Bedingungen wie die 
Gemeinschaftserzeugung in die Gemeinschaft ver- 
bracht werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

a) Vermarktung: Erstes Anbieten und erster Ver- 
kauf nach Eintreffen in der Gemeinschaft; 

b) Los: Eine bestimmte Menge einer Fischart, die 
der gleichen Behandlung unterworfen wurde 
und gegebenenfalls vom gleichen Fangplatz und 
vom gleichen Schiff stammt; 

c) Fangplatz: In der Fischerei gebräuchliche Be- 
zeichnung des Ortes, wo die Fänge getätigt 
worden sind; 

d) Aufmachung: Form, in der die Fische angeboten 
werden, wie z. B. ganz ausgenommen, ohne Kopf 
usw. 


Artikel 2 

1. Die in Artikel 3 genannten, in der Gemeinschaft 
erzeugten Fische dürfen innerhalb der Gemein- 
schaft für den menschlichen Verzehr nur dann 
vermarktet werden, wenn sie dieser Verordnung 
genügen. 

2. Diese Verordnung gilt jedoch nicht für kleine 
Mengen von Fischen, die von Küstenfischern 
direkt an Einzelhändler oder an Verbraucher 
abgegeben werden. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 

werden nach dem Verfahren des Artikels 32 der 
Verordnung (EWG) Nr erlassen. 


Artikel 3 

Für folgende Seefischarten der Tarifstelle ex 03.01 
B 1 des gemeinsamen Zolltarifs, mit Ausnahme 
lebender, gefrorener oder zerteilter Fische, werden 
Vermarktungsnormen festgelegt: 


Kabeljau 

Köhler 

Schellfische 

Merlane 

Schollen 


(Gadus morrhua) 

(Pollachius virens) 
(Melanogrammus aeglefinus) 
(Merlangius merlangus) 
(Pleuronectes platessa) 


Rotbarsche, Gold- 
barsche oder Tiefen- 
barsche 
Makrelen 
Heringe 
Sardinen 

Sardellen 


(Sebastes marinus) 
(Scomber scombrus) 
(Clupea harengus) 
(Clupea pilchardus Wal- 
baum) 

(Engraulis encrasilochus) 


Artikel 4 

Die in Artikel 3 genannten Vermarktungsnormen 
umfassen 

a) Frischeklassen 

b) Größeklassen 


Artikel 5 

Die Frischeklassen werden für jedes Los anhand des 
Frischegrads der Fische und einiger zusätzlicher 
Merkmale festgelegt. 

Der Frischegrad wird anhand des Beurteilungs- 
schemas in Anhang A bestimmt, das sich wie folgt 
aufgliedert: 

a) Aussehen, 

b) Beschaffenheit, 

c) Geruch. 

Jedes Beurteilungsobjekt erhält die Beurteilungs- 
ziffer, die den in dem Schema angegebenen Frische- 
kriterien entspricht. Das arithmetische Mittel der 
Beurteilungsziffern ergibt den Frischegrad. 


Artikel 6 

1. Auf der Grundlage des Artikels 5 werden die 
Lose in die Frischeklassen Extra, A oder B ein- 
gestuft. 

Frischeklasse Extra 

Der Frischegrad der Fische dieser Klasse ist 
gleich oder höher als 2,7. Die Fische dürfen 
weder Druckstellen noch Verletzungen, Ver- 
Verschmutzungen noch starke Farbveränderun- 
gen aufweisen. 

Frischeklasse A 

Der Frischegrad der Fische dieser Klasse ist 
gleich oder höher als 2 und niedriger als 2,7. 
Eine geringe Menge von Fischen, die leichte 
Druckstellen und oberflächliche Verletzungen 
aufweisen, ist zulässig. Die Fische dürfen weder 
Verschmutzungen noch starke Farbveränderun- 
gen aufweisen. 

Frischeklasse B 

Der Frischegrad der Fische dieser Klasse ist 
gleich oder höher als 1 und niedriger als 2. 
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Eine geringe Menge von Fischen, die stärkere 
Druckstellen und leichte Verletzungen aufwei- 
sen, ist zulässig. Die Fische dürfen weder Ver- 
schmutzungen noch starke Farbveränderungen 
aufweisen. 

2. Bei der Einstufung der Erzeugnisse in die einzel- 
nen Frischeklassen wird je nach der Art des 
Erzeugnisses, seines Fangplatzes und seiner Auf- 
machung auch das Vorhandensein von Schäd- 
lingen berücksichtigt. 

Die Durchführungsbestimmungen für diesen Ab- 
satz werden nach dem Verfahren des Artikels 32 

der Verordnung (EWG) Nr erlassen. Nach 

dem gleichen Verfahren kann je Los die Angabe 
des Fangplatzes vorgeschrieben werden. 

Artikel 7 

1. Jedes Los muß hinsichtlich des Frischegrades 
einheitlich sein. Ein Los von geringem Umfang 
braucht jedoch nicht einheitlich zu sein; in die- 
sem Fall wird es in die niedrigste der darin vor- 
handenen Frischeklasse eingestuft. 

2. Die Frischeklasse muß in deutlich lesbaren und 
unverwischbaren Buchstaben von mindestens 
5 cm Höhe auf Zetteln angegeben werden, die 
auf die Lose gelegt werden. 

Artikel 8 

1. Die Größeneinteilung der Fische wird nach Ge- 
wicht oder Anzahl je Kilogramm vorgenommen. 

2. Die Lose werden nach dem Schema in Anhang B 
in Größenklassen eingeteilt. 

3. Jedes Los muß hinsichtlich der Größenklassen 
der Fische einheitlich sein. Ein Los von geringem 
Umfang braucht jedoch nicht einheitlich zu sein; 
in diesem Fall wird es in die ungünstigste der 
darin vorhandenen Größenklassen eingestuft. 

4. Größenklasse und Art der Aufmachung müssen 
in deutlich lesbaren und unverwischbaren Buch- 
staben von mindestens 5 cm Höhe auf Zetteln 
angegeben werden, die auf die Lose gelegt 
werden. 

Artikel 9 

Der Berufshandel nimmt die Einteilung nach Frische- 
klassen und Größeklassen zusammen mit Sachver- 
ständigen vor, die zu diesem Zweck von den be- 
treffenden Berufsorganisationen benannt werden. 


Artikel 10 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission spätestens einen 
Monat vor der Anwendung dieser Verordnung ein 


Verzeichnis der Namen und Anschriften der in 
Artikel 9 genannten Sachverständigen und Berufs- 
organisationen. Jede Änderung dieses Verzeich- 
nisses wird den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission mitgeteilt. 

Artikel 11 

1. Die in Artikel 3 genannten Fische mit Herkunft 
aus dritten Ländern dürfen in der Gemeinschaft 
nur in Verkehr gebracht werden, wenn sie 

a) den Vorschriften der Artikel 4 bis 8 ent- 
sprechen; 

b) in Verpackungen angeboten werden, die gut 
sichtbar und deutlich lesbar folgende An- 
gaben enthalten: 

— Ursprungsland in lateinischen Druckbuch- 
staben von mindestens 20 mm Höhe, 

— Fischart, 

— Art der Aufmachung, 

— Frischeklasse und Größeklasse, 

— Nettogewicht in kg der in den Verpackun- 
gen enthaltenen Fische, 

— Datum der Klasseneinteilung und Ver- 
sanddatum, 

— Name und Anschrift des Absenders. 

2. Für Fische, die von unter der Flagge eines drit- 
ten Landes fahrenden Schiffen direkt von den 
Fangplätzen aus in einen Hafen der Gemein- 
schaft verbracht werden und für den mensch- 
lichen Verzehr vermarktet werden sollen, gelten 
jedoch im Hinblick auf das Inverkehrbringen die 
gleichen Bestimmungen wie für die Gemein- 
schaftserzeugung. 

Artikel 12 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 2455/70 des Rates 
vom 30. November 1970 zur Festsetzung von 
gemeinsamen Vermarktungsnormen für be- 
stimmte frische oder gekühlte Fische 1 ), geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1082/71 2 ), 
wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 13 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 264 
vom 5. Dezember 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 28. Mai 1971, S. 10 
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Anhang A 


Beurteilungsschema - Frische 


Kriterien 

Beurteilungs- Beurteilungsziffern 


objekt 

3 

2 

1 

0 



Aussehen 


Haut 

kräftige, glänzende 
Farbe; ohne Ver- 
färbung; 
wasserklarer 
Schleim 

kräftige Farbe, 
aber 

leicht getrübter 
Schleim 

abgeblaßt; matt 

milchiger Schleim 

stumpfe Farbe *) 

undurchsichtiger 

Schleim 

Augen 

Konvex (prall) ; 

durchsichtige 

Hornhaut; 

schwarze, glänzen- 
de Pupille 

konvex und 
leicht 

eingesunken; 
Hornhaut leicht 
schillernd-, 
schwarze, trübe 
Pupille 

flach; 

schillernde Horn- 
haut 

Pupille undurch- 
sichtig 

in der Mitte 

eingesunken *) 

graue Pupille 

Kiemen 

leuchtende Farbe; 
ohne Schleim 

blässere Farbe; 
geringe Spuren 
von klarem 

Schleim 

abgeblaßt; 

undurchsichtiger 

Schleim 

gelblich *) milchiger 
Schleim 

Muskelfleisch 
(beim Schnitt in die 
Leibeshöhle) 

bläulich, durch- 
scheinend, glatt, 
glänzend; 
ohne Veränderung 
der ursprünglichen 
Farbe 

wächsern, samt- 
artig stumpf; 
geringe Verfärbung 

leicht undurch- 
sichtig 

undurchsichtig ! ) 

Färbung entlang der 
Mittelgräte 

keine Verfärbung 

leicht rosa 

rosa 

rot *) 

Organe 

Nieren und Reste 
anderer Organe 
sowie Blut in der 
Aorta leuchtend 
rot 

Nieren und Reste 
anderer Organe 
mattrot; Blut abge- 
blaßt 

Nieren, Reste 
anderer Organe 
und Blut blaßrot 

Nieren, Reste 
anderer Organe und 
Blut bräunlich *) 



Beschaffenheit 


Muskelfleisch 

fest und elastisch 
glatte Oberfläche 

Verminderte 

Elastizität 

leicht weich weich (schlaff) *) 

(schlaff), Schuppen lösen 

verminderte sich leicht von der 

Elastizität; Haut; Oberfläche 

Oberfläche ziemlich rauh, 

wächsern, samtartig grießartig 
und matt 

Mittelgräte 

zerbricht, anstatt 
sich zu lösen 

anhaftend 

ablösbar 

leicht ablösbar *) 

Peritoneum 

fest anliegend 

anliegend 

ablösbar 

leicht ablösbar l ) 



Geruch 


Kiemen, Haut, 
Leibeshöhle 

nach Seetang 

weder nach Seetang leicht sauer 
noch schlecht 

sauer *) 


!) Oder im Stadium weiter fortgeschrittener Veränderung. 
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Anhang B 



Größenschema 


(kg/Fisch) 


Kabeljau 

Köhler 

Schellfische 

Merlane 

Größe 1 
Größe 2 
Größe 3 
Größe 4 

Größe 5 

7 und mehr 

4 bis weniger als 7 

2 bis weniger als 4 

1 bis weniger als 2 

weniger als 1 

5 und mehr 

3 bis weniger als 5 

1,5 bis weniger als 3 
weniger als 1,5 

1 und mehr 

0,4 bis weniger als 1 

0,25 bis weniger 
als 0,4 

weniger als 0,25 

0,5 und mehr 

0,35 bis weniger 
als 0,5 

0,2 bis weniger 
als 0,35 

weniger als 0,2 

(kg/Fisch) 


Schollen 

Rotbarsche, Gold- 
barsche oder Tiefen- 
barsche 

Makrelen 

Größe 1 
Größe 2 
Größe 3 
Größe 4 

0,6 und mehr 

0,4 bis weniger als 

0,6 

0,3 bis weniger als 0,4 
weniger als 0,3 

2 und mehr 
weniger als 2 

0,5 und mehr 

0,2 bis weniger als 0,5 

0,1 bis weniger als 0,2 
weniger als 0,1 



Heringe 


Sardinen 


kg/Fisch 

Stück je kg 

kg/Fisch 

Stück je kg 

Größe 1 

0,125 und mehr 

0 oder weniger 

0,060 und mehr 

17 oder weniger 

Größe 2 

von 0,085 bis weniger 

9 bis 12 

von 0,040 bis weniger 



als 0,125 


als 0,060 


Größe 3 


13 und mehr 


18 bis 25 

Größe 4 

weniger als 0,085 


von 0,030 bis weniger 

26 bis 33 




als 0,040 

weniger als 0,030 

34 und mehr 



Sardellen 

kg/Fisch 

Stück je kg 

Größe 1 

0,040 und mehr 

25 oder weniger 

Größe 2 

von 0,020 bis weniger 

26 bis 50 


als 0,040 


Größe 3 

weniger als 0,020 

51 und mehr 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung gemeinsamer 
Vermarktungsnormen für Garnelen der Gattung Crangnon 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Markt- 

organisation für Fischereierzeugnisse t ), insbeson- 
dere auf Artikel 2 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr sieht die Mög- 

lichkeit vor, gemeinsame Vermarktungsnormen 
festzulegen. Die Anwendung derartiger Normen ist 
geeignet, zur Verbesserung der Qualität vermark- 
teter Garnelen und somit zur Erleichterung ihres 
Absatzes beizutragen. 

Die Qualitätsverbesserung kann insbesondere da- 
durch erreicht werden, daß Garnelen, die einen be- 
stimmten Frischegrad oder eine bestimmte Größe 
nicht erreichen, von der Vermarktung für den 
menschlichen Verzehr ausgenommen werden. 

Der weitaus größte Teil der Garnelen der Ge- 
meinschaftserzeugung wird sofort nach dem Fang 
gekocht, um ihren schnellen Frischeverfall zu ver- 
hindern. Es erscheint daher zweckmäßig, Normen 
vorrangig für nur in Wasser gekochte Garnelen zu 
erlassen. 

In fast allen Mitgliedstaaten, die Seefischerei be- 
treiben, werden die Garnelen, die aufgrund der ein- 
zelstaatlichen Vorschriften als für den menschlichen 
Verzehr geeignet befunden worden sind, nach 
Größe sortiert zum Verkauf angeboten; ferner wird 
eine Klassifizierung nach dem Frischegrad vorge- 
nommen. 

In Anbetracht der in der Verordnung (EWG) Nr. 
vorgesehenen Maßnahmen zur Preisermitt- 
lung und Preisbildung kommt der Festlegung von 
Normen für Garnelen eine besondere Bedeutung zu. 
Es empfiehlt sich deshalb, die bisher auf einzel- 
staatlicher Ebene vorgenommene Einteilung zu ver- 
einheitlichen. 

Bisher wird eine Einteilung der Garnelen nach 
Klassen nur vor dem ersten Verkauf vorgenommen, 
da ein großer Teil davon unmittelbar danach ge- 
schält oder auf verschiedene Art und Weise be- 
arbeitet wird. Es erscheint daher zweckmäßig, die 
Anwendung der gemeinsamen Normen auf die erste 
Verkaufsstufe in der Gemeinschaft zu beschränken. 


Die Normen müssen für alle auf dem Hoheits- 
gebiet der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ver- 
markteten Speisefische einschließlich der Einfuhren 
gelten. Die Begrenzung der dem Berufshandel auf- 
erlegten Verpflichtungen auf zum menschlichen Ver- 
zehr bestimmte Fische ermöglicht eine klarere und 
schnellere Unterscheidung zwischen den Erzeug- 
nissen, die wegen ihrer Zulassung zum mensch- 
lichen Verzehr zu diesem Zweck verwendet werden 
und somit der Klassifizierung unterliegen, und den 
übrigen Erzeugnissen. Dies erleichtert sowohl die 
Vermarktung auf der Stufe, auf der die Normen 
angewendet werden, als auch die Kontrolle der Ein- 
haltung dieser Normen. Es erscheint jedoch erfor- 
derlich, von ihrem Anwendungsbereich bestimmte 
Direktverkäufe geringer Mengen an Einzelhändler 
oder Verbraucher auszunehmen. 

Ausschlaggebend für die Beurteilung der Qualität 
der Garnelen ist ihr Frischezustand. Darüber hinaus 
ist in Anbetracht der unterschiedlichen Kauf- 
gewohnheiten der Verbraucher und der in der Ge- 
meinschaft üblichen Verarbeitungsmethoden auch 
eine Einteilung nach Größenklassen unerläßlich. 

Es gibt bisher keine objektive Methode, nach der 
der Frischezustand der Garnelen kostensparend und 
ohne Zeitverlust beurteilt werden kann. Allein die 
organoleptische Beurteilung, die übrigens in den 
Mitgliedstaaten angewandt wird, wird diesen An- 
forderungen gerecht und stellt folglich eine brauch- 
bare Methode dar. 

Mit Rücksicht auf die in den meisten Mitglied- 
staaten übliche Praxis erscheint es zweckmäßig, daß 
der Berufshandel die Einteilung in Frischeklassen 
und Größenklassen vornimmt. Es empfiehlt sich, ins- 
besondere für die Beurteilung des Frischegrads an- 
hand organoleptischer Merkmale, gegebenenfalls 
Sachverständige hinzuzuziehen, die von den betref- 
fenden Berufsverbänden benannt werden. 

Im Hinblick auf die gegenseitige Unterrichtung 
ist es zweckmäßig, daß jeder Mitgliedstaat den 
übrigen Mitgliedstaaten und der Kommission ein 
Verzeichnis der Namen und Anschriften der be- 
treffenden Sachverständigen und Berufsverbände 
übermittelt. 

Die aus dritten Ländern eingeführten Garnelen 
müssen unbedingt den Gemeinschaftsnormen ent- 
sprechen. 

Die Anwendung der genannten Gemeinschafts- 
normen auf diese Garnelen macht es notwendig, auf 
deren Verpackung zusätzliche Angaben zu ver- 

*) Siehe Seite dieses Amtsblattes 
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langen. Dies gilt jedoch nicht für Garnelen, die von 
Schiffen dritter Länder direkt von den Fangplätzen 
in die Gemeinschaft eingeführt werden, w'obei diese 
Garnelen jedoch nur gemäß den für die Gemein- 
schaftserzeugung geltenden Bestimmungen ver- 
marktet werden dürfen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Für Garnelen der Gattung Crangon, nur in Wasser 
gekocht, der Tarifstelle ex 03.03 AIVb) 1 des Ge- 
meinsamen Zolltarifs werden Vermarktungsnormen 
festgelegt. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

a) Vermarktung: Erstes Anbieten und erster Ver- 
kauf nach dem Eintreffen in der Gemeinschaft; 

b) Los: Eine bestimmte Menge von Garnelen der 
gleichen Aufmachung; 

c) Aufmachung: Art des Behältnisses, in dem die 
Garnelen angeboten werden, wie zum Beispiel 
Kisten, Körbe usw. 

Artikel 3 

1. Die in Artikel 1 genannten, in der Gemeinschaft 
erzeugten Garnelen dürfen innerhalb der Ge- 
meinschaft für den menschlichen Verzehr nur 
vermarktet werden, wenn sie dieser Verordnung 
genügen. 

2. Diese Verordnung gilt jedoch nicht für kleine 
Mengen von Garnelen, die von Küstenfischern 
direkt an Einzelhändler oder Verbraucher abge- 
geben werden. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu Absatz 2 

werden nach dem Verfahren des Artikels 32 der 
Verordnung (EWG) Nr erlassen. 

Artikel 4 

Die in Artikel 1 genannten Vermarktungsnormen 
umfassen: 

a) Frischeklassen 

b) Größenklassen. 

Artikel 5 

1. Die in Artikel 1 genannten Garnelen werden je 
Los in die Frischeklassen A oder B eingestuft. 

Frischeklasse A 

a) Mindesteigenschaften: 

— Oberfläche des Panzers: feucht glänzend 


— beim Umschütten müssen die Garnelen 
einzeln fallen, 

— Fleisch ohne Fremdgeruch, 

— frei von Sand, ohne Fremdkörper; 

b) Aussehen der Garnelen in ihrem Panzer: 

— Farbe kräftig rötlich-rosa mit kleinen 
weißen Flecken, Brustpanzer hell, 

— stark gekrümmt; 

c) Beschaffenheit des Fleisches beim und nach 
dem Schälen: 

— leicht schälbar mit technisch unvermeid- 
baren Fleischverlusten, 

— fest, nicht zäh; 

d) Bruchstücke: 

Vereinzelte Garnelenbruchstücke sind zu- 
lässig. 

Frischeklasse B 

a) Mindesteigenschaften: 

— Die gleichen wie für die Frischeklasse A; 

b) Aussehen der Garnelen in ihrem Panzer: 

— Farbe etwas abgeblaßt, rötlich-rosa bis röt- 
lch-blau mit weißen Flecken, Brustpanzer 
hell bis grau, 

— gekrümmt; 

c) Beschaffenheit des Fleisches beim und nach 
dem Schälen: 

— weniger leicht schälbar mit geringen 
Fleischverlusten, 

— weniger fest, leicht zäh; 

d) Bruchstücke: 

geringer Anteil an Garnelenbruchstücken ist 
zulässig. 

2. Bei der Einstufung der Erzeugnisse in die ver- 
schiedenen Frischeklassen wird auch der Was- 
sergehalt berücksichtigt. 

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ab- 
satz werden nach dem Verfahren des Artikels 32 
der Verordnung (EWG) Nr erlassen. 


Artikel 6 

1. Jedes Los muß hinsichtlich des Frischegrades 
einheitlich sein. Ein Los von geringem Umfang 
braucht jedoch nicht einheitlich zu sein; in die- 
sem Fall wird es in die niedrigste der darin ver- 
tretenen Frischeklasse eingestuft. 
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2. Die Frischeklasse muß in deutlich lesbaren und 
unverwischbaren Buchstaben von mindestens 
5 cm Größe auf Zetteln angegeben werden, die 
auf die Lose gelegt werden. 


Artikel 7 

1. Die Garnelen werden in folgende Größenklassen 
eingeteilt: 



Breite des Panzers 

Stück je kg 

Größe 1 

6,8 mm und mehr 

620 oder weniger 

Größe 2 

weniger als 6,8 mm 

621 und mehr 


2. Jedes Los muß hinsichtlich der Größenklassen 
einheitlich sein. Ein Los von geringem Umfang 
braucht jedoch nicht einheitlich zu sein; in die- 
sem Fall wird es in die Größenklasse 2 einge- 
stuft. 

3. Die Größenklasse muß deutlich in lesbaren und 
unverwischbaren Buchstaben von mindestens 
5 cm Größe auf Zetteln angegeben werden, die 
auf die Lose gelegt werden. 

Artikel 8 

Der Berufshandelt nimmt die Einteilung nach 
Frischeklassen und Größenklassen, gegebenenfalls 
zusammen mit Sachverständigen, die zu diesem 
Zweck von den betreffenden Berufsverbänden be- 
nannt werden, vor. 

Artikel 9 

Jeder Mitgliedstaat übermittelt den übrigen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission spätestens einen 
Monat vor der Anwendung der in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Regelung ein Verzeichnis der 
Namen und Anschriften der in Artikel 8 genannten 
Sachverständigen und Berufsverbände. Jede Ände- 
rung dieses Verzeichnisses wird den anderen Mit- 
gliedstaaten und der Kommission mitgeteilt. 


Artikel 10 

1. Die in Artikel 1 genannten Garnelen mit Her- 
kunft aus dritten Ländern dürfen in der Gemein- 
schaft für den menschlichen Verzehr nur dann in 
den Verkehr gebracht werden, wenn sie 

a) den Vorschriften der Artikel 4 bis 7 ent- 
sprechen; 


b) in Verpackungen angeboten werden, die gut 

sichtbar und deutlich lesbar folgende An- 
gaben tragen: 

— Ursprungsland in lateinischen Druckbuch- 
staben von mindestens 20 mm Größe, 

— ein der folgenden Angaben: 

„Crevettes grises" 

„Garnelen" 

„Cambaretti grigi" 

„Garnalen" 

„Shrimps" 

„Grärejer" 

— Frischeklasse und Größenklasse, 

— Nettogewicht in kg der in den Verpackun- 
gen enthaltenen Garnelen, 

— Datum der Klasseneinteilung und Ver- 
sanddatum, 

— Name und Anschrift des Absenders. 

2. Für Garnelen, die von unter der Flagge eines 
dritten Landes fahrenden Schiffen direkt von den 
Fangplätzen aus in einen Hafen der Gemein- 
schaft verbracht werden, gelten jedoch im Hin- 
blick auf das Inverkehrbringen die gleichen Be- 
stimmungen wie für die Gemeinschaftserzeu- 
gung. 

Artikel 11 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 166/71 des Rates 
vom 26. Januar 1971 zur Festlegung gemein- 
samer Vermarktungsnormen für Garnelen der 
Gattung Crangon 1 ), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 3400/73 2 ), wird aufge- 
hoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die Artikel der gemäß 
Absatz 1 aufgehobenen Verordnung gelten für 
diese Verordnung. 

Artikel 12 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23 
vom 29. Januar 1971, S. 3 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 349 
vom 19. Dezember 1973, S. 8 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Anerkennung der 
Erzeugerorganisationen der Fischwirtschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Markt- 

organisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbeson- 
dere auf Artikel 5 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Behörden des Mitgliedstaates, auf dessen 
Hoheitsgebiet die in Artikel 5 Abs. 1 der Verord- 
nung (EWG) Nr genannten Erzeugerorgani- 

sationen ihren satzungsgemäßen Sitz haben, sind 
besser als die Gemeinschaftsorgane in der Lage 
nachzuprüfen, ob diese Organisationen die Voraus- 
setzungen für eine Anerkennung erfüllen. 

Eine wirksame Angebotskonzentration kann nur 
dann erreicht werden, wenn Erzeugerorganisationen 
von ausreichender wirtschaftlicher Größenordnung 
gebildet werden. 

Es muß verhindert werden, daß Erzeugerorgani- 
sationen die Erzeuger oder Erzeugergemeinschaften 
der Gemeinschaft auf Grund ihrer Staatsangehörig- 
keit oder ihres Niederlassungsorts diskriminieren. 
Auch ist innerhalb eines Wirtschaftsgebiets jede 
Diskriminierung zwischen Organisationen auf 
Grund ihres satzungsgemäßen Sitzes zu untersagen. 

Im Interesse der Erzeugermitglieder sollten nur 
solche Formen von Vereinigungen gefördert wer- 
den, die hinreichend integriert sind. 

Durch getrennte Buchführung bei den Erzeuger- 
organisationen kann die Bemessung der zu gewäh- 
renden Beihilfen erleichtert werden. 

Einige einzelstaatliche Rechtsvorschriften ver- 
langen, daß die Mitglieder sich diesen Organisa- 
tionen für eine Mindestzeit anschließen - eine For- 
derung, die auf Gemeinschaftsebene übernommen 
werden sollte, denn sie kann einmal auf das Funk- 
tionieren der Erzeugerorganisationen stabilisierend 
einwirken und zum anderen verhüten, daß kurz- 
lebigen Organisationen finanzielle Unterstützung 
gewährt wird. 

Unberührt bleiben sollten einzelstaatliche Vor- 
schriften, durch die in bestimmten Fällen die Orga- 
nisation oder ihre Gläubiger gegen die finanziellen 
Auswirkungen des Austritts von Mitgliedern ge- 
schützt und Mitglieder gehindert werden sollen, die 
Organisation innerhalb eines Haushaltsjahres zu 
verlassen. 


Um auf den Sektoren der Vermarktung und der 
Verarbeitung von Fischereierzeugnissen Wett- 
bewerbsverzerrungen zu vermeiden, sollte sich die 
Anerkennung von Erzeugerorganisationen nicht auf 
Tätigkeiten erstrecken, die über die erste Vermark- 
tungsstufe hinausgehen. 

Die Anerkennung ist zu widerrufen, wenn eine 
anerkannte Erzeugerorganisation die erforderlichen 
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt. 

Zur Unterrichtung der Mitgliedstaaten und aller 
Beteiligten empfiehlt es sich, zu Beginn jedes Jahres 
die Veröffentlichung eines Verzeichnisses der Er- 
zeugerorganisationen vorzusehen, die im Vorjahr 
anerkannt wurden oder deren Anerkennung im 
Vorjahr widerrufen wurde - — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Zuständig für die Anerkennung und für den 

Widerruf der Anerkennung der in Artikel 5 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr ge- 

nannten Erzeugerorganisationen ist der Mit- 
gliedstaat, auf dessen Hoheitsgebiet die Erzeu- 
gerorganisation nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates ihren satzungsgemäßen Sitz hat. 

2. Die Mitgliedstaaten erkennen die Erzeugerorga- 
nisationen an, die einen entsprechenden Antrag 
stellen, soweit sie die in Artikel 2 genannten 
Voraussetzungen erfüllen und ihre Tätigkeit sich 
auf eines oder mehrere Erzeugnisse der Tarif- 
nummern 03.01 bis 03.03 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs - mit Ausnahme von nicht an Bord von 
Fischereifahrzeugen geräucherten Erzeugnissen - 
erstreckt. 

Artikel 2 

1. Die Erzeugerorganisationen müssen bezüglich 
des oder der Erzeugnisse, für die sie die Aner- 
kennung beantragen, den in Artikel 5 Abs. 1 der 

Verordnung (EWG) Nr genannten sowie 

folgenden Erfordernissen entsprechen: 

a) Sie müssen eine ausreichende wirtschaftliche 
Tätigkeit nachweisen; 

b) sie müssen innerhalb eines Wirtschafts- 
gebiets jede Diskriminierung einzelner Er- 
zeuger oder Erzeugergemeinschaften der Ge- 
meinschaft, namentlich auf Grund ihrer 
Staatsangehörigkeit oder ihres Niederlas- 
sungsorts, ausschließen; 


0 Siehe Seite dieses Amtsblatts 
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c) sie müssen die nach den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften erforderliche Rechtsfähig- 
keit besitzen; 

d) sie müssen durch die Satzung 

aa) zu getrennter Buchführung für jede 
Tätigkeit, die Gegenstand der Anerken- 
nung ist, verpflichtet sein; 

bb) sicherstellen, daß Mitglieder, die aus- 
treten wollen, dies tun können, sofern 
sie der Organisation nach deren Aner- 
kennung mindestens drei Jahre lang an- 
gehört haben und mindestens ein Jahr 
vor dem Austritt kündigen. 

Buchstabe bb gilt unbeschadet der einzelstaat- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die 
bezwecken, die Organisation oder ihre Gläu- 
biger in bestimmten Fällen vor den finanziellen 
Folgen zu bewahren, die sich aus dem Austritt 
eines Mitgliedes ergeben könnten, oder zu ver- 
hindern, daß ein Mitglied im Laufe des Haus- 
haltsjahres aus der Organisation austritt. 

2. Nach dem Verfahren des Artikels 32 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr werden insbesondere 

festgelegt: 

— - der Inhalt der Verpflichtung nach Artikel 5 
Abs. 1 zweiter Unterabsatz erster Gedanken- 
strich der Verordnung (EWG) Nr , die 

jedoch über die erste Vermarktungsstufe 
nicht hinausgehen darf-, 

— die Kriterien, denen die in Artikel 5 Abs. 1 
zweiter Unterabsatz zweiter Gedankenstrich 
der genannten Verordnung enthaltenen ge- 
meinsamen Vorschriften über Erzeugung und 
Vermarktung entsprechen müssen; 

— die Mindesterzeugungsmengen des Erzeug- 
nisses oder der Gruppe von Erzeugnissen, 
welche die Erzeugerorganisationen nachwei- 
sen müssen, um die Voraussetzung des Ab- 
satzes 1 Buchstabe a zu erfüllen. 


Artikel 3 

Das Anerkennungs- und das Widerrufsverfahren 
werden nach dem Verfahren des Artikels 32 der 
Verordnung (EWG) Nr festgelegt. 


Artikel 4 

Die Anerkennung einer Erzeugerorganisation wird 
widerrufen, wenn die Voraussetzungen nach Ar- 
tikel 2 nicht erfüllt sind oder die Anerkennung auf 
irrtümlichen Angaben beruht. Der Widerruf erfolgt 
rückwirkend, wenn die betreffende Organisation die 
Anerkennung in betrügerischer Weise erlangt oder 
davon Gebrauch gemacht hat. 


Artikel 5 

Erkennt ein Mitgliedstaat eine Erzeugerorganisa- 
tion an oder widerruft er eine solche Anerkennung, 
so teilt er dies der Kommission binnen zwei Mo- 
naten mit. 

Artikel 6 

Zu Beginn jedes Jahres veröffentlicht die Kommis- 
sion im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
die Liste der Erzeugerorganisationen, die im Vor- 
jahr anerkannt wurden oder deren Anerkennung im 
Vorjahr widerrufen wurde. 


Artikel 7 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 170/71 des Rates 
vom 26. Januar 1971 über die Anerkennung der 
Erzeugerorganisationen der Fischwirtschaft 2 ), 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 490/ 
72 3 ), wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 8 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23 
vom 29. Januar 1971, S. 11 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 59 
vom 10. März 1972, S. 2 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 171/71 

Die Kommissicn schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 171/71 des Rates vom 26. Januar 
1971 über die Gewährung und die Erstattung der den Erzeugerorganisationen der Fischwirtschaft von den 
Mitgliedstaaten gewährten Beihilfen 4 ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

Alter Text 

Neuer Text 


2. Rechtsgrundlage 

Artikel 22 


Artikel 24 

Artikel 6, Abs. 2 
Fußnote 

Artikel 29 


Artikel 32 


l ) Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 236 vom 
27. Oktober 1970, S. 5 

Siehe Seite 
blattes. 

dieses Amts 


Artikel 9 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 
171/71 des Rates vom 26. Ja- 
nuar 1971 über die Gewährung 
und die Erstattung der den Er- 
zeugerorganisationen der Fisch- 
wirtschaft von den Mitglied- 
staaten gewährten Beihilfen 4 ) 
wird aufgehoben. 

2 . Die Verweisungen auf die ge- 
mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 
in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 

Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften zu ersetzende Fundstelle 


Rechtsgrundlage 

2142/70 20. Oktober 1970 

Artikel 2 

2142/70 

Artikel 3 erster Gedankenstrich 

2142/70 

Artikel 3 zweiter Gedankenstrich 

2142/70 

Artikel 6 Abs. 1 

2142/70 

Artikel 6 Abs. 2 

2142/70 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschafte] Nr. L 23 vom 29. Januar 1970, S. 13 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Interventionspreise für frische oder gekühlte Sardinen und Sardellen 
für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. . . . des 
Rates vom . . . über die gemeinsame Marktorgani- 
sation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere auf 
Artikel 9 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. . . . sind für frische oder gekühlte Sar- 
dinen und Sardellen Interventionspreise so festzu- 
setzen, daß sie zur Stabilisierung der Marktpreise 
beitragen, ohne in der Gemeinschaft zu strukturel- 
len Überschüssen zu führen. 

Gemäß Artikel 9 Absatz 3 der gleichen Verord- 
nung ist der Interventionspreis nach Maßgabe der 
jedem Erzeugnis eigenen Produktions- und Markt- 


eigenschaften auf einer Höhe festzusetzen, die zwi- 
schen 35 und 45 v. H. des Orientierungspreises liegt. 

Die Orientierungspreise für die in Anhang I Ab- 
schnitt A und C der Verordnung (EWG) Nr. . . . 
aufgeführten Fischereierzeugnisse sind für das Wirt- 
schaftsjahr 1975 durch die Verordnung (EWG) 
Nr. . . ./75 2 ) festgesetzt worden. 

Beim derzeitigen Stand der Informationen über 
die Marktlage bei den betreffenden Erzeugnissen 
und in Ermangelung von Erfahrungen mit dem 
öffentlichen Ankauf dieser Erzeugnisse empfiehlt 
es sich, die Interventionspreise so festzusetzen, daß 
der Markt weitestgehend gestützt wird - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die bis zum 31. Dezember 1975 geltenden Interven- 
tionspreise für frische oder gekühlte Sardinen und 
Sardellen und die Erzeugnisse, auf die sie sich be- 
ziehen, werden wie folgt festgesetzt: 


Art 

Frischeklasse 

Handelseigenschaften 3 ) 

Größe 

Aufmachung 

Interventionspreis 
(in RE/T) 

1. Sardinen 

a) Atlantik 

extra 

2 

ganz 

198 

b) Mittelmeer 

extra 

2 

ganz 

112 

2. Sardellen 

extra 

2 

ganz 

185 


Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 3144/74 des Rates 
vom 9. Dezember 1974 zur Festsetzung der Inter- 
ventionspreise für frische oder gekühlte Sar- 
dinen und Sardellen für das Fischwirtschafts- 
jahr 1975 4 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 

gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 

nung. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Ü Siehe Seite dieses Amtsblatts 

2 ) Siehe Seite dieses Amtsblatts 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 334 
vom 14. Dezember 1974, S. 6 

4 ) Frischeklasse, Größe und Aufmachung wurden gemäß 

Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr festgelegt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die in Anhang I Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) 
Nr. . . . aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere 
auf Artikel 9 Abs. 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 

Nr ist für jedes der in Anhang I Abschnitte A 

und C dieser Verordnung aufgeführten Erzeugnisse 
ein Orientierungspreis so festzusetzen, daß er zur 
Stabilisierung der Marktpreise beiträgt, ohne in der 
Gemeinschaft zu strukturellen Überschüssen zu 
führen. 

Bei Anwendung jener in Artikel 9 der Verord- 
nung (EWG) Nr festgelegten Kriterien er- 

geben sich höhere als die im Wirtschaftsjahr 1975 
geltenden Preise. Da Angaben über die Preisent- 
wicklung nicht bei jedem Fischereierzeugnis mit 
genau festgelegten Handelseigenschaften vorliegen, 
erscheint es angebracht, bei den meisten Erzeug- 
nissen das Verhältnis zwischen den gewogenen 
mittleren Marktpreisen, die bei der vorausgegange- 
nen Festsetzung der Orientierungspreise für die be- 
treffenden Erzeugnisse festgestellt wurden, und 
den entsprechenden jetzt festgestellten Markt- 
preisen zu berücksichtigen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die bis zum 31. Dezember 1975 geltenden Orien- 
tierungspreise für die Erzeugnisse des Anhangs I 
Abschnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr. 

und die Erzeugnisse, auf die sich diese Preise 

beziehen, werden im Anhang festgesetzt. 


Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 3141/74 des Rates 
vom 9. Dezember 1974 zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die in Anhang I Ab- 
schnitte A und C der Verordnung (EWG) Nr. 
2142/70 aufgeführten Fischereierzeugnisse für 
das Fischwirtschaftsjahr 1975 2 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Ü Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 334 
vom 14. Dezember 1974, S. 1 
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Anhang 





Handelseigenschaften 3 ) 

Orienticrungs 

Art 


Frische- 

klasse 

Größe 

Aufmachung 

preis 

(RE/t) 

1. 

Heringe 

A 

1 

ganz 

206 

2. 

Sardinen „Clupea pilchardus 
Walbaum" : 






a) Atlantik 

Extra 

2 

ganz 

440 


b) Mittelmeer 

Extra 

2 

ganz 

249 

3. 

Rotbarsche, Goldbarsche 
oder Tiefenbarsche 
(Sebastes marinus) 

A 

2 

ganz 

427 

4. 

Kabeljau 

B 

2 

ausgenommen, ) 




oder 


mit Kopf | 

| 465 



A 

3 

ausgenommen, 

mit Kopf > 


5. 

Köhler 

B 

2 

ausgenommen, | 




oder 


mit Kopf 

| 273 



A 

3 

ausgenommen, 

mit Kopf 1 


6. 

Schellfisch 

A 

2 





oder 


ganz j 

| 347 



B 

3 

ausgenommen, 

mit Kopf 1 


7. 

Merlan 

A 

2 

ausgenommen, 
mit Kopf 

380 

8. 

Makrelen 

Extra 

2 





oder 

A 

2 

ganz j 

ganz, in Original- 
kisten J 

| 210 

9. 

Sardellen 

Extra 

2 

ganz 

411 

10. 

Schollen 

A 

3 

ausgenommen, 
mit Kopf 

435 

11. 

Garnellen der Gattung 

A 

1 

nur in Wasser 

897 


Crangon 



gekocht 



3 ) Frischeklassen, Größen und Aufmachung wurden gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr festgelegt. 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 173/71 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 173/71 des Rates vom 26. Januar 
1971 zur Festlegung allgemeiner Regeln für die Bestimmung des bei der Berechnung des Rücknahmepreises 
für bestimmte Fischereierzeugnisse zugrunde zu legenden Hundertsatzes des Orientierungspreises 4 ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 
2. Rechtsgrundlage 
Artikel 1 
Fußnote 


173/71 des Rates vom 26. Ja- 
nuar 1971 zur Festlegung allge- 
meiner Regeln für die Bestim- 
mung des bei der Berechnung 
des Rücknahmepreises für be- 
stimmte Fischereierzeugnisse 
zugrunde zu legenden Hun- 
dertsatzes des Orientierungs- 
preises 4 ) wird aufgehoben. 

2. Die Verweisungen auf die ge- 
mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 

in Kraft. 


Alter Text 


Neuer Text: 


Artikel 10 

9 Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 236 vom 
27. Oktober 1970, S. 5 

Der Text des Artikels 2 ist zu 
ersetzen durch: 


Artikel 11 

siehe Seite .... dieses Amtsblattes 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften Zu ersetzende Fundstelle 2142/70 

2. Rechtsgrundlage vom 20. Oktober 1970 

Artikel 1 


4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23 vom 29. Januar 1971, S. 17 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 135/73 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 135/73 des Rates vom 15. Januar 
1973 zur Festlegung der allgemeinen Vorschriften für die Bestimmung der Anlandegebiete der Fischwirt- 
schaft, die von den wichtigsten Verbrauchszentren der Gemeinschaft sehr weit entfernt liegen 1 ) anzu- 
passen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 

Fußnote 

2. Rechtsgrundlage 
Artikel 1 
Artikel 2 


Alter Text 

Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 236 vom 27. Oktober 
1970, S. 5 

Artikel 10 Abs. 4 

Der Text des Artikels 2 ist zu er- 
setzen durch: 


Neuer Text 

siehe Seite .... dieses Amtsblatts 

Artikel 10 Abs. 4 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 
135/73 des Rates vom 15. Ja- 
nuar 1973 zur Festlegung der 
allgemeinen Vorschriften für 
die Bestimmung der Anlande- 
gebiete der Fischwirtschaft, die 
von den wichtigsten Ver- 
brauchszentren der Gemein- 
schaft sehr weit entfernt 
liegen 5 ), wird aufgehoben. 


2. Die Verweisungen auf die ge- 
mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 
in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 


Angabe der betreffenden Rechts- 
vorschriften 

2. Rechtsgrundlage 

1. Erwägungsgrund 
Artikel 1 


zu ersetzende Fundstelle 2142/70 vom 20. Oktober 1970, zuletzt ge- 
ändert durch die Akte 2 ) im Anhang zu dem am 22. Januar 1972 in 
Brüssel Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mitglied- 
staaten zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Euro- 
päischen Atomgemeinschaft. 

2142/70 

2142/70 


5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 18 vom 23. Januar 1973, S. 1 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung der 

Orientierungspreise für die in Anhang II der Verordnung (EWG) Nr 

aufgeführten Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere 
auf Artikel 14 Abs. 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 14 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 

Nr wird alljährlich für jedes in Anhang II der 

genannten Verordnung aufgeführte Erzeugnis oder 
jede Gruppe solcher Erzeugnisse ein Orientierungs- 
preis festgesetzt. Die derzeit vorliegenden Preis- 
angaben führen bei den betreffenden Erzeugnissen 
zu höheren Orientierungspreisen als im Fischwirt- 
schaftsjahr 1974 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die bis zum 31. Dezember 1975 geltenden Orien- 
tierungspreise für die Erzeugnisse im Anhang II der 


Verordnung (EWG) Nr und die Erzeugnisse, 

auf die sich diese Preise beziehen, werden im An- 
hang festgesetzt. 


Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 3142/74 des Rates 
vom 9. Dezember 1974 zur Festsetzung der 
Orientierungspreise für die in Anhang II der 
Verordnung (EWG) Nr. 2142/70 aufgeführten 
Fischereierzeugnisse für das Fischwirtschafts- 
jahr 1975 2 ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Siehe Seite dieses Amtsblatts. 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 334 
vom 14. Dezember 1974, S. 3 
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Anhang 

Erzeugnisgruppe 

Handelseigenschaften 

Orientierungs- 
preise 
in RE/t 

Sardinen 

gefroren, in Losen oder in Originalverpackung 
einheitlichen Inhalts 

243 

Seebrassen der Art Dentex dentex 
und Pagellus 

gefroren, in Losen oder in Originalverpackung 
einheitlichen Inhalts 

692 

Kalmare (Lolige Arten, 
Ommastrephes sagittatus 

Todarodes sagittatus, 

Illex coindetti) 

gefroren, in Originalverpackung einheitlichen 
Inhalts 

1249 

Tintenfische der Arten 

Sepia officinalis, Rossia 
macrosoma, Sepiola rondeletti 

gefroren, in Originalverpackung einheitlichen 
Inhalts 

724 

Kraken der Octopus Arten 

gefroren, in Originalverpackung einheitlichen 
Inhalts 

524 
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Vorschlag zur Kodifizierung der Verordnung (EWG) Nr. 172/71 

Die Kommission schlägt dem Rat vor, im Rahmen der Kodifizierung der gesamten Rechtsakte des Rates im 
Sektor Fischereierzeugnisse ebenfalls den Text der Verordnung (EWG) Nr. 172/71 des Rates vom 26. Januar 
1971 zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung der Ausgleichsentschädigung an die Erzeuger von 
Thunfischen für die Konservenindustrie 3 ) anzupassen. 

Diese Kodifizierung macht gewisse Anpassungen formeller Art notwendig, die nachstehend in einer verein- 
fachten Form wiedergegeben sind, jedoch in den Text eingefügt werden sollen. 


Verweisungen 
2. Rechtsgrundlage 

1. Erwägungsgrund 
Artikel 1 
Artikel 3 
Artikel 3, unter b 
Artikel 5 
Fußnote 


Artikel 6 


Alter Text 


Neuer Text 


Artikel 15 


Artikel 16 


Artikel 18 
Artikel 29 

9 Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 236 vom 
27. Oktober 1970, S. 5 

Der Text des Artikels 6 ist zu er- 
setzen durch: 


Artikel 19 
Artikel 32 

siehe Seite dieses Amtsblatts 


1. Die Verordnung (EWG) Nr. 
172/71 des Rates vom 26. Ja- 
nuar 1971 zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewäh- 
rung der Ausgleichsentschädi- 
gung an die Erzeuger von 
Thunfischen für die Konserven- 
industrie :i ) wird aufgehoben. 


2. Die Verweisungen auf die ge- 
mäß Absatz 1 aufgehobene 
Verordnung gelten entspre- 
chend für die vorliegende Ver- 
ordnung. 


Artikel 7 

Diese Verordnung tritt am 
in Kraft. 


Außerdem sind die Verweisungen auf die Verordnungen, die infolge ihrer Kodifizierung aufgehoben 
werden, durch Verweisungen auf ihre neue Nummer zu ersetzen, wie in folgender Tabelle angegeben. 


Angabe der betreffenden Rechtsvorschriften 

zu ersetzende Fundstelle 

2. Rechtsgrundlage 

2142/70 vom 20. Oktober 1970 

1. Erwägungsgrund 

2142/70 

Artikel 1 

2142/70 

Artikel 3 

2142/70 

Artikel 3 unter b 

2142/70 

Artikel 5 

2142/70 


3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 23 vom 29. Januar 1971, S. 15 


49 



Drucksache 7/4185 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung des 
gemeinschaftlichen Produktionspreises für Thunfische, die für die 
Konservenindustrie bestimmt sind, für das Fischwirtschaftsjahr 1975 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere 
auf Artikel 16 Abs. 5, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Artikel 16 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 

bestimmt, daß für Thunfische, die für die 

Konservenindustrie bestimmt sind, ein gemein- 
schaftlicher Produktionspreis festgesetzt wird. 

Da sich der Durchschnitt der Preise, die im Laufe 
der letzten drei Fischwirtschaftsjahre gemäß Ar- 
tikel 16 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr 

festgestellt worden sind, erhöht hat, empfiehlt es 
sich, für das Fischwirtschaftsjahr 1975 einen neuen 
Preis festzusetzen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der bis zum 31. Dezember 1975 geltende gemein- 
schaftliche Produktionspreis für Thunfische, die für 
die Konservenindustrie bestimmt sind, und das Er- 
zeugnis, auf das sich dieser Preis bezieht, werden 
wie folgt festgesetzt: 




Gemeinschaft- 

Erzeugnis 

Handelseigen- 

lieber Produk- 

schäften 

tionspreis 



(in RE/t) 

Gelbflossenthun 

ganz, mit einem 
Stückgewicht 
von nicht mehr 
als 10 kg 

657 


Artikel 2 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 3143/74 des Rates 
vom 9. Dezember 1974 zur Festsetzung des 
gemeinschaftlichen Produktionspreises für Thun- 
fische, die für die Konservenindustrie bestimmt 
sind, für das Fischwirtschaftsjahr 1975 2 ), wird 
aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

9 Siehe Seite dieses Amtsblatts 

'-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 334 
vom 14. Dezember 1974, S. 5 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Grundregeln für die 
Gewährung und die Bemessung von Erstattungen bei der Ausfuhr 
von Fischereierzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr des 

Rates vom über die gemeinsame Marktorga- 

nisation für Fischereierzeugnisse 1 ), insbesondere 
auf Artikel 23 Abs. 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 23 Abs. 1 der Verordnung (EWG) 

Nr kann eine Erstattung bei der Ausfuhr 

festgesetzt werden, um, soweit erforderlich, die 
wirtschaftlich bedeutsame Ausfuhr der in Artikel 1 
Abs. 2 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
zu ermöglichen. 

Die Erstattungen bei der Ausfuhr von Erzeug- 
nissen, die der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse unterliegen, sind nach be- 
stimmten Kriterien festzusetzen, die es ermöglichen, 
den Unterschied zwischen den Preisen dieser Er- 
zeugnisse in der Gemeinschaft und den Weltmarkt- 
preisen unter Beachtung der allgemeinen Ziele der 
gemeinsamen Marktorganisation zu decken. Hierzu 
sind die Versorgungslage bei diesen Erzeugnissen 
und die Preise in der Gemeinschaft sowie die Preis- 
situation auf dem Weltmarkt zu beachten. Ferner 
müssen bei der Berechnung des Erstattungsbetrags 
für Fischereierzeugnisse etwa festzusetzende Ko- 
effizienten berücksichtigt werden können. 

Die Beobachtung der Preisentwicklung macht es 
erforderlich, diese Preise nach allgemeinen Regeln 
zu ermitteln. Bei den Weltmarktpreisen sind die 
Preise auf den Märkten der Drittländer und in den 
Bestimmungsländern sowie die in den Drittländern 
festgestellten Erzeugerpreise und die Preise frei 
Grenze der Gemeinschaft zu berücksichtigen. Bei 
den Preisen in der Gemeinschaft empfiehlt es sich, 
sich auf die Preise auf den repräsentativen Märkten 
der Gemeinschaft und die Preise bei der Ausfuhr zu 
stützen. 

Es ist erforderlich, in Anbetracht der besonderen 
Einfuhrbedingungen einiger Bestimmungsländer 
eine Differenzierung des Erstattungsbetrags je nach 
Bestimmung der Erzeugnisse vorzusehen. 

Fänge von Erzeugern der Gemeinschaft sind ge- 
meinschaftlichen Ursprungs, auch wenn sie in 
Häfen angelandet werden, die außerhalb des Zoll- 
gebiets der Gemeinschaft liegen. Aus Gründen der 


Kontrolle ist die Gewährung der Erstattungen je- 
doch auf diejenigen Erzeugnisse zu beschränken, 
die in Häfen innerhalb des in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1496/68 definierten, durch die Beitritts- 
akte 2 ) geänderten Zollgebiets der Gemeinschaft 
angelandet worden sind. 

Um den Exporteuren der Gemeinschaft eine ge- 
wisse Stabilität des Erstattungsbetrags zu gewähr- 
leisten und ihnen eine Gewißheit hinsichtlich der 
einzelnen für eine Erstattung in Betracht kommen- 
den Erzeugnisse zu verschaffen, ist vorgesehen, daß 
die Liste dieser Erzeugnisse und die Beträge für 
einen verhältnismäßig langen und entsprechend 
dem Flandelsbrauch festgelegten Zeitraum gelten 
können. 

Um Wettbewerbsverzerrungen zwischen den 
Händlern der Gemeinschaft zu verhindern, müssen 
die für sie geltenden Verwaltungsvorschriften in 
der ganzen Gemeinschaft einheitlich sein. Die Ge- 
währung einer Erstattung für aus Drittländern ein- 
geführte und nach Drittländern wieder ausgeführte 
Erzeugnisse dieses Sektors ist nicht gerechtfertigt — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Diese Verordnung regelt die Festsetzung und die 
Gewährung von Erstattungen bei der Ausfuhr für 
die in Artikel 1 Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
genannten Erzeugnisse. 


Artikel 2 

Die Erstattungen werden anhand folgender Fak- 
toren festgesetzt: 

a) Lage und voraussichtliche Entwicklung 

— der Preise für Fischereierzeugnisse und der 
auf dem Markt der Gemeinschaft verfüg- 
baren Mengen, 

— der Preise für Fischereierzeugnisse auf dem 
Weltmarkt, 

b) Ziele der gemeinsamen Marktorganisation für 
Fischereierzeugnisse, die darin bestehen, diesen 
Märkten ein Gleichgewicht und eine natürliche 
Entwicklung auf dem Gebiet der Preise und des 
Warenverkehrs zu sichern, 

9 Siehe Seite dieses Amtsblatts 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 
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c) Mindestkosten für Vermarktung und Transport 
von den Märkten der Gemeinschaft zu den 
Häfen oder sonstigen Ausfuhrorten der Gemein- 
schaft sowie Kosten für die Heranführung bis zu 
den Bestimmungsländern, 

d) wirtschaftliche Bedeutung der beabsichtigten 
Ausfuhren. 

Artikel 3 

1. Die Preise auf dem Markt der Gemeinschaft 
werden unter Berücksichtigung der für die Aus- 
fuhr günstigsten Preise ermittelt. 

2. Die Preise auf dem Weltmarkt werden ermittelt 
unter Berücksichtigung: 

a) der tatsächlichen Preise auf den Märkten der 
wichtigsten einführenden Drittländer, 

b) der in den wichtigsten ausführenden Dritt- 
ländern festgestellten Erzeugerpreise, 

c) der Angebotspreise frei Grenze der Gemein- 
schaft. 

Artikel 4 

Die Erstattung kann je nach der Bestimmung dieser 
Erzeugnisse gestaffelt werden, wenn die Welt- 
marktlage oder die besonderen Erfordernisse be- 
stimmter Märkte dies erfordern. 


Artikel 5 

Das Verzeichnis der Erzeugnisse, für die eine Er- 
stattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und die 
Höhe dieser Erstattung werden mindestens alle drei 
Monate neu festgesetzt. 


Artikel 6 

Für Erzeugnisse mit Ursprung in der Gemeinschaft, 
die von den Fanggebieten aus unmittelbar in Häfen 
außerhalb des Zollgebiets der Gemeinschaft ange- 
landet werden, wird keine Erstattung gewährt. 


Artikel 7 

1. Die Erstattung wird gezahlt, wenn nachgewiesen 
wird, daß 

— die Erzeugnisse aus der Gemeinschaft aus- 
geführt worden sind und 

— es sich um Erzeugnisse mit Ursprung in der 
Gemeinschaft handelt. 

2. Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Erstat- 
tung nach Maßgabe des Absatzes 1 gezahlt, so- 
fern nachgewiesen wird, daß das Erzeugnis die 
Bestimmung oder das Bestimmungsgebiet er- 
reicht hat, für die bzw. für das die Erstattung 
festgesetzt worden ist. 

Abweichungen von dieser Vorschrift können je- 
doch nach dem Verfahren des Absatzes 3 vorge- 
sehen werden, sofern Bedingungen festgelegt 
werden, die gleichwertige Garantien bieten. 

3. Nach dem Verfahren des Artikels 32 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr können ergänzende 

Vorschriften erlassen werden. 


Artikel 8 

1. Die Verordnung (EWG) Nr. 165/71 des Rates 
vom 26. Januar 1971 über die Grundregeln für 
die Gewährung von Erstattungen bei der Aus- 
fuhr von Fischereierzeugnissen und über die 
Kriterien für die Festsetzung der Erstattungs- 
beträge :i ) wird aufgehoben. 

2. Die Bezugnahmen auf die gemäß Absatz 1 auf- 
gehobene Verordnung gelten für diese Verord- 
nung. 

Artikel 9 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

3 ) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 23 
vom 29. Januar 1971, S. 1 
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Begründung 


Die vorliegende Reihe von landwirtschaftlichen 
Rechtsakten betreffend den Sektor Fischereierzeug- 
nisse ist die fünfte Serie von Vorschlägen der Kom- 
mission über die Kodifizierung des abgeleiteten 
Landwirtschaftsrechts des Rates. 

Sie ist dazu bestimmt, dem kürzlich geäußerten 
Wunsch des Rates zu entsprechen, der in seiner Ent- 
schließung vom 26. November 1974 die Kommission 
aufgefordert hat, ihm Vorschläge konstitutiver 
Kodifizierung zu unterbreiten. 

Die Kodifikationsmethode ist dieselbe wie die bei 
den vorhergehenden Reihen von Rechtsakten ange- 
wandte Methode. 
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